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Nationalrat
Wintersession 2024

Geltendes Recht Entwurf des Bundesrates

vom 7. September 2022

Bundesgesetz	
über die Kranken-  
versicherung
(KVG)
(Massnahmen zur Kosten-
dämpfung – Paket 2)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 7. September 
20221,
beschliesst:
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Anträge der Kommission für 
soziale Sicherheit und Gesundheit 
des Nationalrates

vom 17. Oktober 2024

Zustimmung zum Beschluss des 
Ständerates, wo nichts vermerkt ist
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

I

Das Bundesgesetz vom 
18. März 19942 über die Kran-
kenversicherung wird wie folgt 
geändert:

Art. 18 Abs. 2septies

2	 	 SR 832.10

I I I

Art. 18Art. 18
1 Die Versicherer gründen eine 
gemeinsame Einrichtung in 
Form einer Stiftung. Die Stif-
tungsurkunde und die Regle-
mente der Einrichtung bedür-
fen der Genehmigung durch 
das Eidgenössische Departe-
ment des Innern (EDI). Kommt 
die Gründung der gemeinsa-
men Einrichtung nicht zustan-
de, so nimmt der Bundesrat 
sie vor. Er erlässt die nötigen 
Vorschriften, wenn sich die 
Versicherer über den Betrieb 
der Einrichtung nicht einigen 
können.
2 Die gemeinsame Einrichtung 
übernimmt die Kosten für die 
gesetzlichen Leistungen an-
stelle von zahlungsunfähigen 
Versicherern nach Artikel 51 
KVAG.
2bis Die gemeinsame Einrich-
tung entscheidet über Anträge 
um Befreiung von der Versi-
cherungspflicht von Rentnern 
und Rentnerinnen sowie deren 
Familienangehörigen, die in 
einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, in Island oder 
in Norwegen wohnen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

2septies Sie führt folgende 
Fonds:
a.	 den Lebendspende-Nach-

sorgefonds nach Artikel 
15b des Transplantations-
gesetzes vom 8. Oktober 
20043;

b.	 den Fonds für die Rücker-
stattungen nach Artikel 
52b. 

3		 SR 810.21

2ter Sie weist Rentner und 
Rentnerinnen sowie deren 
Familienangehörige, die in 
einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, in Island oder 
in Norwegen wohnen und die 
ihrer Versicherungspflicht nicht 
rechtzeitig nachkommen, ei-
nem Versicherer zu.
2quater Sie unterstützt die Kan-
tone bei der Durchführung der 
Prämienverbilligung nach 
Artikel 65a für Versicherte, die 
in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, in Island 
oder in Norwegen wohnen.
2quinquies Sie führt die Prämien-
verbilligung nach Artikel 66a 
durch.
2sexies Die gemeinsame Ein-
richtung kann von den Kanto-
nen gegen Entschädigung 
weitere Vollzugsaufgaben 
übernehmen.
2septies Sie führt den Leb-
endspende-Nachsorgefonds 
nach Artikel 15b des Trans-
plantationsgesetzes vom 8. 
Oktober 2004.

2septies...

b.	 den Fonds für die Rücker-
stattungen.

(siehe Art. 52e, ...)

3 Der Bundesrat kann der 
gemeinsamen Einrichtung 
weitere Aufgaben übertragen, 
namentlich zur Erfüllung inter-
nationaler Verpflichtungen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

4 Die Versicherer können ihr im 
gegenseitigen Einvernehmen 
bestimmte Aufgaben von ge-
meinsamem Interesse anver-
trauen, namentlich im adminis-
trativen und technischen 
Bereich.
5 Zur Finanzierung der Aufga-
ben nach den Absätzen 2 und 
4 müssen die Versicherer zu 
Lasten der sozialen Kranken-
versicherung Beiträge an die 
gemeinsame Einrichtung ent-
richten. Die gemeinsame Ein-
richtung fordert diese Beiträge 
ein und erhebt bei verspäteter 
Zahlung einen Verzugszins. 
Die Höhe der Beiträge und 
des Verzugszinses bemisst 
sich nach den Reglementen 
der gemeinsamen Einrichtung.
5bis Der Bund übernimmt die 
Finanzierung der Aufgaben 
nach den Absätzen 2bis–2quin-
quies.
6 Der Bundesrat regelt die 
Finanzierung der Aufgaben, 
die er der gemeinsamen Ein
richtung nach Absatz 3 über-
trägt.
7 Die gemeinsame Einrichtung 
führt für jede ihrer Aufgaben 
eine getrennte Rechnung. Sie 
geniesst Steuerfreiheit nach 
Artikel 80 ATSG.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

8 Auf Beschwerden an das 
Bundesverwaltungsgericht 
gegen Verfügungen der ge-
meinsamen Einrichtung nach 
den Absätzen 2bis, 2ter und 
2quinquies ist Artikel 85bis Absät-
ze 2 und 3 des Bundesgeset-
zes vom 20. Dezember 1946 
über die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung sinnge-
mäss anwendbar.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 29Art. 29	 Mutterschaft Art. 29	 Mutterschaft 
und Leistungen 
von Hebammen

Art. 29
1 Die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung übernimmt 
neben den Kosten für die 
gleichen Leistungen wie bei 
Krankheit die Kosten der be-
sonderen Leistungen bei Mut-
terschaft.
2 Diese Leistungen umfassen: 2 ... 2 ... 2 ...
a.	 die von Ärzten und Ärztin-

nen oder von Hebammen 
durchgeführten oder ärzt-
lich angeordneten Kontroll-
untersuchungen während 
und nach der Schwanger-
schaft;

a.	 ... 
 
 
                       ... Kontroll-
untersuchungen ein-
schliesslich den notwendi-
gen Analysen bei der 
Mutter während und nach 
...

a.	 Gemäss geltendem Recht

b.	 die Entbindung zu Hause, 
in einem Spital oder einem 
Geburtshaus sowie die 
Geburtshilfe durch Ärzte 
und Ärztinnen oder Heb-
ammen;

b.	 die Niederkunft zu Hause, 
...

c.	 die notwendige Stillbera-
tung;

d.	 die Pflege und den Aufent-
halt des gesunden Neuge-
borenen, solange es sich 
mit der Mutter im Spital 
aufhält.

e.	 die ambulante Betreuung 
im Wochenbett zur Pflege 
und Überwachung des 
Gesundheitszustandes von 
Mutter und Kind durch 
Hebammen;

e.	 ... 
 
 
                              ... von 
Mutter und gesundem Kind 
durch Hebammen;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

f.	 die Mutter und Kind unter 
den vom Bundesrat be-
stimmten Voraussetzungen 
von Hebammen während 
der Schwangerschaft, der 
Niederkunft und im Wo-
chenbett verordneten Ana-
lysen und der Untersu-
chung oder Behandlung 
dienenden Mittel und Ge-
genstände sowie die von 
Hebammen angewandten 
Arzneimittel bei der Nieder-
kunft.

f.	 die Analysen, die Arznei-
mittel und die der Untersu-
chung oder Behandlung 
dienenden Mittel und Ge-
genstände, die der Mutter 
oder dem gesunden Kind 
von Ärzten und Ärztinnen 
oder unter den vom Bun-
desrat bestimmten Voraus-
setzungen von Hebammen 
verordnet werden.

f.	 die der Mutter und dem 
gesunden Kind:
1.	 von Ärzten und Ärztin-

nen oder unter den 
vom Bundesrat be-
stimmten Vorausset-
zungen von Hebam-
men verordneten 
Analysen sowie die der 
Untersuchung oder 
Behandlung dienenden 
Mittel und Gegenstän-
de,

2.	 von Ärzten und Ärztin-
nen verordneten oder 
unter den vom Bundes-
rat bestimmten Voraus-
setzungen von Hebam-
men angewendeten 
Arzneimittel.

Mehrheit Minderheit (de Courten,  
Aeschi Thomas, Amaudruz, 
Bircher, Glarner, Gutjahr,  
Thalmann-Bieri, Wyssmann)

3 Die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung übernimmt 
zudem unter den vom Bundes-
rat bestimmten Voraussetzun-
gen die Kosten für folgende 
der Diagnose und Behandlung 
einer Krankheit und ihrer Fol-
gen dienenden Leistungen, die 
von Hebammen für die Mutter 
oder das Neugeborene ab 
Beginn der Schwangerschaft, 
während der Niederkunft und 
bis zu dem vom Bundesrat 
bestimmten Zeitpunkt nach 
der Niederkunft oder dem 
Ende der Schwangerschaft 
erbracht werden:

3 Gemäss Ständerat3 ... 
 
 
... bestimmten Voraussetzun-
gen ab Beginn der Schwan-
gerschaft, während der Nie-
derkunft und bis zu dem vom 
Bundesrat bestimmten Zeit-
punkt nach der Niederkunft 
oder dem Ende der Schwan-
gerschaft die Kosten für fol-
gende, der Diagnose oder 
Behandlung einer Krankheit 
und ihrer Folgen dienenden 
Leistungen zugunsten der 
Mutter oder des Kindes: 
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

(Mehrheit) (Minderheit (de Courten, ...))
a.	 ambulant oder im Geburts-

haus durchgeführte Unter-
suchungen und Behand-
lungen;

a.	 von Hebammen mit oder 
ohne ärztliche Anordnung 
ambulant oder im Geburts-
haus erbrachte oder von 
Hebammen verordnete 
Untersuchungen, Behand-
lungen und Pflegeleistun-
gen;

b.	 verordnete Analysen, Arz-
neimittel sowie der Unter-
suchung oder Behandlung 
dienenden Mittel und Ge-
genstände. 
 
 

(siehe Art. 33 Abs. 2, Art. 52 
Abs. 1 Bst. a Ziff. 3 und Art. 64 
Abs. 7 Bst. a)

b.	 von Hebammen mit oder 
ohne ärztliche Verordnung 
angewendete Arzneimittel 
sowie von Hebammen 
verordnete Analysen und 
der Untersuchung oder 
Behandlung dienende 
Mittel und Gegenstände.

(siehe Art. 33 Abs. 2, Art. 52 
Abs. 1 Bst. a Ziff. 3 und Art. 64 
Abs. 7 Bst. a)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 32 Abs. 3

3 Der Bundesrat kann je nach 
Art der Leistung die Häufigkeit 
und den Umfang der Überprü-
fung von Wirksamkeit, Zweck-
mässigkeit und Wirtschaftlich-
keit differenziert festlegen.

Art. 32	 Voraussetzun-
gen

Art. 32Art. 32 Art. 32

1 Die Leistungen nach den 
Artikeln 25–31 müssen wirk-
sam, zweckmässig und wirt-
schaftlich sein. Die Wirksam-
keit muss nach wissenschaft- 
lichen Methoden nachgewie-
sen sein.
2 Die Wirksamkeit, die Zweck-
mässigkeit und die Wirtschaft-
lichkeit der Leistungen werden 
periodisch überprüft.

Mehrheit Minderheit (Sauter, Aellen, 
Aeschi Thomas, Amaudruz,  
de Courten, Glarner,  
Silberschmidt, Thalmann-Bieri, 
Vietze, Wyssmann)

3 Gemäss Bundesrat 
 
 

(siehe Art. 52 Abs. 4)

3 Der Bundesrat kann Leistun-
gen von der periodischen 
Überprüfung nach Absatz 2 
ausnehmen.
(siehe Art. 52 Abs. 4)

3 Festhalten 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52 Abs. 4)

3 Der Bundesrat kann je nach 
Art der Leistung die Häufigkeit 
der Überprüfung von Wirksam-
keit, Zweckmässigkeit und 
Wirtschaftlichkeit differenziert 
festlegen und nur einzelne 
dieser Kriterien überprüfen.
(siehe Art. 52 Abs. 4)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 33 Art. 33Art. 33	 Bezeichnung 
der Leistungen

Art. 33 Art. 33

1 Der Bundesrat kann die von 
Ärzten und Ärztinnen oder von 
Chiropraktoren und Chiroprak-
torinnen erbrachten Leistun-
gen bezeichnen, deren Kosten 
von der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung nicht 
oder nur unter bestimmten 
Bedingungen übernommen 
werden.
2 Er bezeichnet die nicht von 
Ärzten und Ärztinnen oder von 
Chiropraktoren und Chiroprak-
torinnen erbrachten Leistun-
gen nach Artikel 25 Absatz 2 
sowie die Leistungen nach 
den Artikeln 26, 29 Absatz 2 
Buchstaben a und c und 31 
Absatz 1 näher.

2 ... 
 
 
 
 
                                ... nach 
den Artikeln 26, 29 Absatz 2 
und Absatz 3 sowie 31 Absatz 
1 näher.
(siehe Art. 29, ...)

 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 29, ...)
3 Er bestimmt, in welchem 
Umfang die obligatorische 
Krankenpflegeversicherung 
die Kosten einer neuen oder 
umstrittenen Leistung über-
nimmt, deren Wirksamkeit, 
Zweckmässigkeit oder Wirt-
schaftlichkeit sich noch in 
Abklärung befindet.
4 Er setzt Kommissionen ein, 
die ihn bei der Bezeichnung 
der Leistungen beraten. Er 
sorgt für die Koordination der 
Arbeit der genannten Kommis-
sionen.
5 Er kann die Aufgaben nach 
den Absätzen 1–3 dem EDI 
oder dem BAG übertragen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 35 Abs. 2 Bst. o

2 Leistungserbringer sind:

6 Bei der Bezeichnung pro-
phylaktischer Impfungen ist 
von den Kommissionen nach 
Absatz 4 nicht mehr als eine 
Kommission beizuziehen.

Art. 35	 Arten von Leis-
tungserbringern

Art. 35 Art. 35 Art. 35

1 ...
2 ...2 ... 2 ...2 Leistungserbringer sind:

a.	 Ärzte und Ärztinnen;
b.	 Apotheker und Apotheke-

rinnen;
c.	 Chiropraktoren und Chiro-

praktorinnen;
d.	 Hebammen;
dbis.Pflegefachpersonen und 

Organisationen, die Pflege-
fachpersonen beschäfti-
gen;

e.	 Personen, die auf Anord-
nung oder im Auftrag eines 
Arztes oder einer Ärztin 
Leistungen erbringen, und 
Organisationen, die solche 
Personen beschäftigen;

f.	 Laboratorien;
g.	 Abgabestellen für Mittel 

und Gegenstände, die der 
Untersuchung oder 
Behandlung dienen;

h.	 Spitäler;
i.	 Geburtshäuser;
k.	 Pflegeheime;
l.	 Heilbäder;
m.	 Transport- und Rettungs-

unternehmen;
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

o.	 Netzwerke zur koordinier-
ten Versorgung.

Art. 36	 Ärzte und Ärz-
tinnen sowie 
weitere Leis-
tungserbringer: 
Grundsatz

Leistungserbringer nach Arti-
kel 35 Absatz 2 Buchstaben 
a–g, m, n und o dürfen nur 
zulasten der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung 
tätig sein, wenn sie vom Kan-
ton zugelassen sind, auf des-
sen Gebiet die Tätigkeit aus-
geübt wird.

n.	 Einrichtungen, die der 
ambulanten Krankenpflege 
durch Ärzte und Ärztinnen 
dienen.

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
o.	 Gemäss Bundesrat
(siehe Art. 37a, ...)

o.	 Streichen
(siehe Art. 37a, ...)

o.	 Festhalten (= streichen)
(siehe Art. 37a, ...)

o.	 Gemäss Ständerat
(siehe Art. 37a, ...)

Art. 36 Art. 36Art. 36Art. 36	 Ärzte und Ärz-
tinnen sowie 
weitere Leis-
tungserbringer: 
Grundsatz

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
Streichen (= gemäss gelten-
dem Recht)
(siehe Art. 37a, ...)

Leistungserbringer nach Arti-
kel 35 Absatz 2 Buchstaben 
a–g, m und n dürfen nur zulas-
ten der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung tätig 
sein, wenn sie vom Kanton 
zugelassen sind, auf dessen 
Gebiet die Tätigkeit ausgeübt 
wird.

Gemäss Bundesrat 

(siehe Art. 37a, ...)

Festhalten (= streichen) 

(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Ständerat 

(siehe Art. 37a, ...)
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 36a Abs. 1 erster Satz

1 Der Bundesrat legt die Zulas-
sungsvoraussetzungen fest, 
welche die Leistungserbringer 
nach Artikel 35 Absatz 2 Buch-
staben a–g, m, n und o erfül-
len müssen. ... 
 
 
 
 

Art. 36a Art. 36aArt. 36a	 Ärzte und Ärz-
tinnen sowie 
weitere Leis-
tungserbringer: 
Voraussetzun-
gen

Art. 36a

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
Streichen (= gemäss gelten-
dem Recht)
(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Bundesrat 

(siehe Art. 37a, ...)

Festhalten (= streichen) 

(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Ständerat 

(siehe Art. 37a, ...)

1 Der Bundesrat legt die Zulas-
sungsvoraussetzungen fest, 
welche die Leistungserbringer 
nach Artikel 35 Absatz 2 Buch-
staben a–g, m und n erfüllen 
müssen. Die Zulassungsvor-
aussetzungen müssen ge-
währleisten können, dass 
qualitativ hochstehende und 
zweckmässige Leistungen 
erbracht werden.
2 Die Zulassungsvorausset-
zungen umfassen je nach Art 
der Leistungserbringer die 
Ausbildung, die Weiterbildung 
und die für die Qualität der 
Leistungserbringung not- 
wendigen Anforderungen.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 37a	 Netzwerke zur 
koordinierten 
Versorgung: 
besondere Vor-
aussetzungen

1 Netzwerke zur koordinierten 
Versorgung müssen folgende 
Voraussetzungen erfüllen:

3 Die Zulassung der Organisa-
tionen nach Artikel 35 Absatz 2 
Buchstabe dbis setzt einen 
kantonalen Leistungsauftrag 
voraus. Der Kanton legt im 
Leistungsauftrag insbesondere 
die zu erbringenden Ausbil-
dungsleistungen fest; er be-
rücksichtigt dabei die Kriterien 
nach Artikel 3 des Bundesge-
setzes vom 16. Dezember 
20221 über die Förderung der 
Ausbildung im Bereich der 
Pflege und des Ausbildungs-
konzepts nach Artikel 4 des 
genannten Gesetzes.

1		 SR 811.22

Art. 37aArt. 37a Art. 37a

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, 
Crottaz, Gysi Barbara, Marti 
Samira, Mettler, Piller Carrard, 
Prelicz-Huber, Roduit, 
Weichelt, Wyss)

Streichen Gemäss Bundesrat, aber: ... Festhalten (= streichen) Gemäss Ständerat
(siehe Art. 35 Abs. 2 Bst. o, 
Art. 36, Art. 36a Abs. 1, Art. 38 
Abs. 1 und 2, Art. 48a, Art. 55a 
Abs. 1 Bst. b Ziff. 3 und Abs. 5 
Bst. b sowie Ziff. III Über-
gangsbestimmungen Abs. 1)

(siehe Art. 35 Abs. 2 Bst. o, 
Art. 36, Art. 36a Abs. 1, Art. 38 
Abs. 1 und 2, Art. 48a, Art. 55a 
Abs. 1 Bst. b Ziff. 3 und Abs. 5 
Bst. b, Art. 64 Abs. 6 Bst. e 
sowie Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 1)

(siehe Art. 35 Abs. 2 Bst. o, 
Art. 36, Art. 36a Abs. 1, Art. 38 
Abs. 1 und 2, Art. 48a, Art. 55a 
Abs. 1 Bst. b Ziff. 3 und Abs. 5 
Bst. b, Art. 64 Abs. 6 Bst. e 
sowie Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 1)

1 ...
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

a.	 Sie werden von einem Arzt 
oder einer Ärztin geleitet, 
der oder die die Vorausset-
zungen nach Artikel 37 
Absatz 1 erfüllt.

b.	 Sie erbringen Leistungen 
nach den Artikeln 25–31 
ambulant und koordiniert.

c.	 Sie haben ihren Tätigkeits-
bereich in Bezug auf Ort 
und Zeit der Eingriffe, in 
Bezug auf die erbrachten 
Leistungen und in Bezug 
auf die Patienten und Pati-
entinnen, denen die Leis-
tungen zukommen, be-
schränkt.

d.	 Sie verfügen über eine 
ausreichende Anzahl Ärzte 
und Ärztinnen, die die 
Voraussetzungen nach 
Artikel 37 Absatz 1 erfüllen.

e.	 Sie verfügen über das 
erforderliche Fachperso-
nal.

f.	 Sie stellen die Koordination 
mit weiteren Leistungser-
bringern über die ganze 
Versorgungskette hinweg 
sicher.

(Mehrheit) (Minderheit (Meyer Mattea, 
...))

a.	 Sie verfügen über eine 
ausreichende Anzahl Ärzte 
und Ärztinnen, die die 
Voraussetzungen nach 
Artikel 37 Absatz 1 erfüllen.

abis.	 Sie verfügen über das 
erforderliche Fachperso-
nal.

b.	 ...

c.	 Sie haben ihren örtlichen, 
zeitlichen, sachlichen und 
personellen Tätigkeitsbe-
reich festgelegt.

d.	 Streichen

e.	 Streichen

f.	 ...

e-parl 04.11.2024 15:39



-  16  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

g.	 Sie sind einer Gemein-
schaft oder einer zertifizier-
ten Stammgemeinschaft 
nach dem Bundesgesetz 
vom 19. Juni 20154 über 
das elektronische Patien-
tendossier angeschlossen.

h.	 Sie verfügen über einen 
kantonalen Leistungsauf-
trag.

2 Die Netzwerke zur koordi-
nierten Versorgung schliessen 
mit weiteren Leistungserbrin-
gern Verträge ab, die insbe-
sondere die Zusammenarbeit, 
den Datenaustausch, die Qua-
litätssicherung und die Koordi-
nation regeln. Der Bundesrat 
kann die Mindestanforderun-
gen an die Verträge festlegen.

4		 SR 816.1

(Mehrheit) (Minderheit (Meyer Mattea, 
...))

g.	 Sie sind einer zertifizierten 
Gemeinschaft oder einer 
zertifizierten Stammge-
meinschaft ...

h.	 Streichen

2 Sie schliessen mit weiteren 
Leistungserbringern Verträge 
ab, die insbesondere die Zu-
sammenarbeit, den Datenaus-
tausch, die Qualitätssicherung 
und die Koordination regeln. 
(Rest streichen)

2bis Sie verfügen über einen 
Zusammenarbeitsvertrag mit 
einem oder mehreren Versi-
cherern.
2ter Die Versicherer müssen 
den Versicherten eine Liste 
der Leistungserbringer, mit 
denen sie einen Zusammenar-
beitsvertrag abgeschlossen 
haben, zugänglich machen. 
Sie müssen jede Änderung 
der Liste veröffentlichen. Die 
Versicherten müssen jederzeit 
in die aktualisierte Liste Ein-
sicht nehmen können.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

3 Der Kanton legt im Leis-
tungsauftrag nach Absatz 1 
Buchstabe h insbesondere die 
vom Netzwerk zu erbringen-
den Leistungen sowie den 
zeitlichen und örtlichen Tätig-
keitsbereich fest. Umfasst der 
Tätigkeitsbereich des Netz-
werks mehr als einen Kanton, 
so sprechen sich die betreffen-
den Kantone ab und legen 
einen gemeinsamen Leis-
tungsauftrag fest.

(Mehrheit) (Minderheit (Meyer Mattea, 
...))

2quater Die Versicherer müssen 
den kantonalen Stellen die 
Liste der Leistungserbringer 
übermitteln, mit denen sie 
einen Zusammenarbeitsver-
trag geschlossen haben.
2quinquies Der Leistungserbringer 
muss die versicherte Person 
vor der Behandlung darüber 
informieren, wenn für deren 
Versicherer keine Leistungen 
zu Lasten der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung 
erbracht werden dürfen, weil 
kein Zusammenarbeitsvertrag 
nach Absatz 2bis besteht. So-
fern dies unterlassen wird, 
besteht kein zivilrechtlicher 
Honoraranspruch.
3 Stellt der Kanton fest, dass 
ein Netzwerk zur koordinierten 
Versorgung zur Sicherstellung 
der Versorgung notwendig ist 
und eine kostengünstige Ver-
sorgung in der notwendigen 
Qualität gewährleistet, so kann 
er verfügen, dass dieses auch 
ohne Zusammenarbeitsvertrag 
mit einem oder mehreren 
Versicherern nach Absatz 2bis 
zugelassen ist.
(siehe Art. 35 Abs. 2 Bst. o, 
Art. 36, Art. 36a Abs. 1, Art. 38 
Abs. 1 und 2, Art. 48a, Art. 55a 
Abs. 1 Bst. b Ziff. 3 und Abs. 5 
Bst. b, Art. 64 Abs. 6 Bst. e 
sowie Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 1)
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Art. 38 Abs. 1 und 2 Einlei-
tungsteil 
 
 

1 Jeder Kanton bezeichnet 
eine Behörde, die die Leis-
tungserbringer nach Artikel 35 
Absatz 2 Buchstaben a–g, m, 
n und o beaufsichtigt.
2 Die Aufsichtsbehörde trifft die 
Massnahmen, die für die Ein-
haltung der Zulassungsvor-
aussetzungen nach den Arti-
keln 36a–37a nötig sind. Bei 
Nichteinhaltung der Zulas-
sungsvoraussetzungen kann 
sie folgende Massnahmen 
anordnen:

Art. 38Art. 38	 Ärzte und Ärz-
tinnen sowie 
weitere Leis-
tungserbringer: 
Aufsicht

Art. 38 Art. 38

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
Streichen  
(= gemäss geltendem Recht)
(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Bundesrat 

(siehe Art. 37a, ...)

Festhalten (= streichen) 

(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Ständerat 

(siehe Art. 37a, ...)
1 Jeder Kanton bezeichnet 
eine Behörde, die die Leis-
tungserbringer nach Artikel 35 
Absatz 2 Buchstaben a–g, m 
und n beaufsichtigt.
2 Die Aufsichtsbehörde trifft die 
Massnahmen, die für die Ein-
haltung der Zulassungsvor-
aussetzungen nach den Arti-
keln 36a und 37 nötig sind. Bei 
Nichteinhaltung der Zulas-
sungsvoraussetzungen kann 
sie folgende Massnahmen 
anordnen:
a.	 eine Verwarnung;
b.	 eine Busse bis zu 20 000 

Franken;
c.	 den Entzug der Zulassung 

zur Tätigkeit zulasten der 
obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung für das 
ganze oder einen Teil des 
Tätigkeitsspektrums für 
längstens ein Jahr (befris-
teter Entzug);

d.	 den definitiven Entzug der 
Zulassung zur Tätigkeit 
zulasten der obligatori-
schen Krankenpflegeversi-
cherung für das ganze 
oder einen Teil des Tätig-
keitsspektrums.
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Art. 41 Abs. 1bis, 2bis Einlei-
tungssatz, 2ter und 3bis Einlei-
tungssatz 

3 Die Versicherer können der 
Aufsichtsbehörde in begründe-
ten Fällen den Entzug der 
Zulassung beantragen. Die 
Aufsichtsbehörde trifft die 
erforderlichen Massnahmen.

Art. 41Art. 41	 Wahl des Leis-
tungserbringers 
und Kostenüber-
nahme

1 Die Versicherten können für 
die ambulante Behandlung 
unter den zugelassenen Leis-
tungserbringern, die für die 
Behandlung ihrer Krankheit 
geeignet sind, frei wählen. Der 
Versicherer übernimmt die 
Kosten nach dem Tarif, der für 
den gewählten Leistungser-
bringer gilt.
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1bis Die versicherte Person 
kann für die stationäre Be-
handlung unter den Spitälern 
frei wählen, die auf der Spital-
liste ihres Wohnkantons oder 
jener des Standortkantons 
aufgeführt sind (Listenspital). 
Für stationäre ausserkantona-
le Wahlbehandlungen legen 
die Kantonsregierungen Refe-
renztarife fest. Die Versicherer 
und der Wohnkanton überneh-
men bei stationärer Behand-
lung in einem Listenspital die 
Vergütung anteilsmässig (Art. 
49a) nach dem Referenztarif, 
höchstens aber nach dem Tarif 
des behandelnden Spitals. Der 
Referenztarif richtet sich nach 
der Entschädigung für eine 
vergleichbare Behandlung in 
einem auf der Spitalliste des 
Wohnkantons aufgeführten 
Spital, das die Behandlung in 
der notwendigen Qualität effi-
zient und günstig erbringt. Der 
Bundesrat regelt die Einzelhei-
ten, insbesondere wie der 
Referenztarif und vergleichba-
re Behandlungen festzulegen 
sind.

1bis Die versicherte Person 
kann für die stationäre Be-
handlung unter den Spitälern 
frei wählen, die auf der Spital-
liste ihres Wohnkantons oder 
jener des Standortkantons 
aufgeführt sind (Listenspital). 
Der Versicherer und der 
Wohnkanton übernehmen bei 
stationärer Behandlung in 
einem Listenspital die Vergü-
tung anteilsmässig nach Arti-
kel 49a höchstens nach dem 
Tarif, der in einem Listenspital 
des Wohnkantons für die be-
treffende Behandlung gilt. 

1bis ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                  ... Refe-
renztarife fest. Diese richten 
sich nach der Entschädigung 
für eine vergleichbare Behand-
lung in einem auf der Spitallis-
te des Wohnkantons aufge-
führten Spital, das die 
Behandlung in der notwendi-
gen Qualität effizient und 
günstig erbringt. Der Bundes-
rat regelt die Einzelheiten, 
insbesondere wie der Refe-
renztarif und vergleichbare 
Behandlungen festzulegen 
sind. Bei stationärer Behand-
lung in einem Listenspital 
übernehmen der Versicherer 
und der Wohnkanton die Ver-
gütung anteilsmässig (Art. 
49a) wie folgt:

a.	 nach dem Referenztarif, 
höchstens aber nach dem 
Tarif des behandelnden 
Spitals;

b.	 nach dem Tarif des ge-
wählten Leistungserbrin-
gers, sofern:
1.	 ein Notfall vorliegt, oder
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2bis Bei folgenden Versicher-
ten, die in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, in 
Island oder in Norwegen woh-
nen, übernehmen der Versi-
cherer und der Kanton, an den 
die versicherte Person einen 
Anknüpfungspunkt hat, bei 
stationärer Behandlung in 
einem Listenspital die Vergü-
tung nach dem Referenztarif 
nach Absatz 1bis, höchstens 
aber nach dem Tarif des be-
handelnden Spitals:

2.	 der Wohnkanton die 
Behandlung beim ge-
wählten Leistungser-
bringer vorgängig be-
willigt hat; er erteilt die 
Bewilligung, wenn kein 
Spital auf seiner Spital-
liste die erforderlichen 
Leistungen anbietet.

1ter Absatz 1bis gilt sinngemäss 
für Geburtshäuser

1ter Absatz 1bis mit Ausnahme 
von Buchstabe b gilt sinnge-
mäss für Geburtshäuser.

2 Versicherte, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, in Island oder in Nor-
wegen wohnen, können für die 
stationäre Behandlung in der 
Schweiz unter den Listenspitä-
lern frei wählen.

2 ... 
 
              ..., in Island, in Nor-
wegen oder im Vereinigten 
Königreich wohnen, ... 
 

2bis Bei folgenden Versicher-
ten, die in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union, in 
Island oder in Norwegen woh-
nen, übernehmen der Versi-
cherer und der Kanton, an den 
die Versicherten einen An-
knüpfungspunkt haben, bei 
stationärer Behandlung in 
einem Listenspital die Vergü-
tung höchstens nach dem 
Tarif, der in einem Listenspital 
dieses Kantons für die betref-
fende Behandlung gilt:

2bis Absatz 1bis gilt sinngemäss 
für die Übernahme der Vergü-
tung bei stationärer Behand-
lung in einem Listenspital bei 
folgenden Versicherten, die in 
einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, in Island, in 
Norwegen oder im Vereinigten 
Königreich wohnen:

a.	 Grenzgänger und Grenz-
gängerinnen sowie deren 
Familienangehörige;

b.	 Familienangehörige von 
Niedergelassenen, von 
Aufenthaltern und Aufent
halterinnen und von Kur-
zaufenthaltern und Kurzau-
fenthalterinnen;

e-parl 04.11.2024 15:39



-  22  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

2ter Bei Versicherten, die in 
einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, in Island oder 
in Norwegen wohnen und eine 
schweizerische Rente bezie-
hen, sowie bei deren Familien-
angehörigen, übernehmen der 
Versicherer und die Kantone 
gemeinsam bei stationärer 
Behandlung in einem Listen-
spital die Vergütung nach dem 
Referenztarif nach Absatz 1bis, 
höchstens aber nach dem Tarif 
des behandelnden Spitals. Der 
Bundesrat legt den Referenz-
kanton fest. 

c.	 Bezüger und Bezügerinnen 
einer Leistung der schwei-
zerischen Arbeitslosenver-
sicherung sowie deren 
Familienangehörige.

2ter Bei Versicherten nach 
Absatz 2bis gilt der Kanton, an 
den sie einen Anknüpfungs-
punkt haben, als Wohnkanton 
im Sinne dieses Gesetzes.

2ter Bei Versicherten, die in 
einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, in Island oder 
in Norwegen wohnen und eine 
schweizerische Rente bezie-
hen, sowie bei deren Familien-
angehörigen, übernehmen der 
Versicherer und die Kantone 
gemeinsam bei stationärer 
Behandlung in einem Listen-
spital die Vergütung höchstens 
nach dem Tarif für die betref-
fende Behandlung, der in 
einem Listenspital des Refe-
renzkantons gilt. Der Bundes-
rat legt den Referenzkanton 
fest. 

2quater Bei Versicherten, die in 
einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, in Island, in 
Norwegen oder im Vereinigten 
Königreich wohnen und eine 
schweizerische Rente bezie-
hen, sowie bei deren Familien-
angehörigen, übernehmen der 
Versicherer und die Kantone 
gemeinsam bei stationärer 
Behandlung in einem Listen-
spital die Vergütung nach dem 
Referenztarif nach Absatz 1bis 
des Referenzkantons, höchs-
tens aber nach dem Tarif des 
behandelnden Spitals. Der 
Bundesrat legt den Referenz-
kanton fest. Liegt ein Notfall 
vor, so übernehmen der Versi- 
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3bis Medizinische Gründe lie-
gen bei einem Notfall vor oder 
wenn die erforderlichen Leis-
tungen nicht angeboten wer-
den: 

cherer und die Kantone ge-
meinsam die Vergütung nach 
dem Tarif, der im Standortkan-
ton des Leistungserbringers 
gilt.

3 Beansprucht die versicherte 
Person bei einer stationären 
Behandlung aus medizini-
schen Gründen ein nicht auf 
der Spitalliste des Wohnkan-
tons aufgeführtes Spital, so 
übernehmen der Versicherer 
und der Wohnkanton die Ver-
gütung anteilsmässig nach 
Artikel 49a. Mit Ausnahme des 
Notfalls ist dafür eine Bewilli-
gung des Wohnkantons not-
wendig.

3 Aufgehoben

3bis Aufgehoben3bis Medizinische Gründe nach 
den Absätzen 2 und 3 liegen 
bei einem Notfall vor oder 
wenn die erforderlichen Leis-
tungen nicht angeboten wer-
den:
a.	 bei ambulanter Behand-

lung am Wohn- oder Ar-
beitsort der versicherten 
Person oder in deren Um-
gebung;

b.	 bei stationärer Behandlung 
in einem Spital, das auf der 
Spitalliste des Wohnkan-
tons aufgeführt ist.
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4 Die Versicherten können ihr 
Wahlrecht im Einvernehmen 
mit dem Versicherer auf Leis-
tungserbringer beschränken, 
die der Versicherer im Hinblick 
auf eine kostengünstigere 
Versorgung auswählt (Art. 62 
Abs. 1 und 3). Der Versicherer 
muss dann nur die Kosten für 
Leistungen übernehmen, die 
von diesen Leistungserbrin-
gern ausgeführt oder veran-
lasst werden; Absatz 2 gilt 
sinngemäss. Die gesetzlichen 
Pflichtleistungen sind in jedem 
Fall versichert.

4 ... 
 
 
 
 
 
                               ... (Art. 62 
Abs. 1 und 3). Die gesetzli-
chen Pflichtleistungen sind in 
jedem Fall versichert. Der 
Versicherer muss nur die Kos-
ten der Leistungen überneh-
men, die von Leistungserbrin-
gern ausgeführt oder 
veranlasst werden, auf welche 
die versicherte Person ihr 
Wahlrecht beschränkt hat; er 
muss die Kosten der Leistun-
gen nicht übernehmen, die 
von anderen Leistungserbrin-
gern ausgeführt oder veran-
lasst werden, es sei denn, er 
hat vorgängig die besondere 
Gutsprache erteilt oder es liegt 
ein Notfall vor. Der Versicherer 
erteilt die besondere Gutspra-
che, sofern die Behandlung 
von den von ihm ausgewähl-
ten Leistungserbringern nicht 
angeboten wird.
(siehe Art. 53 Abs. 1)
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Art. 42 Abs. 2 zweiter Satz und 
3ter

2 ...  
 
 
 
 
 
                         ... In Abwei-
chung von Absatz 1 schuldet 
der Versicherer:
a.	 den auf ihn entfallenden 

Anteil an der Vergütung im 
Fall der stationären Be-
handlung;

b.	 die Vergütung der Leistun-
gen, für die das BAG oder 
das EDI eine Rückerstat-
tung nach Artikel 52b vor-
gesehen hat.

Art. 42	 Grundsatz Art. 42 Art. 42 Art. 42

1 Haben Versicherer und Leis-
tungserbringer nichts anderes 
vereinbart, so schulden die 
Versicherten den Leistungser-
bringern die Vergütung der 
Leistung. Die Versicherten 
haben in diesem Fall gegen-
über dem Versicherer einen 
Anspruch auf Rückerstattung 
(System des Tiers garant). In 
Abweichung von Artikel 22 
Absatz 1 ATSG kann dieser 
Anspruch dem Leistungser
bringer abgetreten werden.
2 Versicherer und Leistungser-
bringer können vereinbaren, 
dass der Versicherer die Ver-
gütung schuldet (System des 
Tiers payant). Im Falle der 
stationären Behandlung schul-
det der Versicherer, in Abwei-
chung von Absatz 1, den auf 
ihn entfallenden Anteil an der 
Vergütung.
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Mehrheit Minderheit (Crottaz, Alijaj, 
Gysi Barbara, Marti Samira, 
Meyer Mattea, Piller Carrard, 
Porchet, Prelicz-Huber)

3 Der Leistungserbringer muss 
dem Schuldner eine detaillier-
te und verständliche Rech-
nung zustellen. Er muss ihm 
auch alle Angaben machen, 
die er benötigt, um die Berech-
nung der Vergütung und die 
Wirtschaftlichkeit der Leistung 
überprüfen zu können. Im 
System des Tiers payant muss 
der Leistungserbringer der 
versicherten Person unaufge-
fordert eine Kopie der Rech-
nung übermitteln, die an den 
Versicherer geht. Versicherer 
und Leistungserbringer kön-
nen vereinbaren, dass der 
Versicherer die Rechnungsko-
pie zustellt. Die Übermittlung 
der Rechnung an den Versi-
cherten kann auch elektro-
nisch erfolgen. Bei stationärer 
Behandlung weist das Spital 
die auf Kanton und Versiche-
rer entfallenden Anteile je 
gesondert aus. Der Bundesrat 
regelt die Einzelheiten.

3  ... 
 
 
 
 
 
 
 
                       ... können. Bei 
einer Einzelleistungstarifstruk-
tur führt er insbesondere das 
Datum sowie die Zeit des 
Konsultationsbeginns und jene 
des Konsultationsendes auf. 
Im System des ...

3 Streichen  
(= gemäss geltendem Recht)

3 Festhalten
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3ter Der Leistungserbringer hat 
die Rechnungen dem Schuld-
ner in elektronischer Form zu 
übermitteln. Auf Verlangen der 
versicherten Person übermit-
telt er sie ihr kostenlos in Pa-
pierform. Die Leistungserbrin-
ger und die Versicherer oder 
deren Verbände vereinbaren 
einen gesamtschweizerisch 
einheitlichen Standard für die 
elektronische Übermittlung der 
Rechnungen. Wenn sich die 
Parteien nicht einigen können, 
legt der Bundesrat den Stan-
dard fest.

3bis Die Leistungserbringer 
haben auf der Rechnung nach 
Absatz 3 die Diagnosen und 
Prozeduren nach den Klassifi-
kationen in den jeweiligen vom 
zuständigen Departement 
herausgegebenen schweizeri-
schen Fassungen codiert 
aufzuführen. Der Bundesrat 
erlässt ausführende Bestim-
mungen zur Erhebung, Bear-
beitung und Weitergabe der 
Daten unter Wahrung des 
Verhältnismässigkeitsprinzips.

4 Der Versicherer kann zusätz-
liche Auskünfte medizinischer 
Natur verlangen.
5 Der Leistungserbringer ist in 
begründeten Fällen berechtigt 
und auf Verlangen der versi-
cherten Person in jedem Fall 
verpflichtet, medizinische 
Angaben nur dem Ver
trauensarzt oder der Vertrau-
ensärztin des Versicherers 
nach Artikel 57 bekannt zu 
geben.
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6 In Abweichung von Arti
kel 29 Absatz 2 ATSG ist 
für die Anmeldung von 
Leistungsansprüchen kein 
Formular nötig.

Art. 43Art. 43	 Grundsatz
1 Die Leistungserbringer 
erstellen ihre Rechnun-
gen nach Tarifen oder 
Preisen.
2 Der Tarif ist eine Grund-
lage für die Berechnung 
der Vergütung; er kann 
namentlich:
a.	 auf den benötigten 

Zeitaufwand abstellen 
(Zeittarif);

b.	 für die einzelnen Leis-
tungen Taxpunkte 
festlegen und den 
Taxpunktwert bestim-
men (Einzelleistungs-
tarif);

c.	 pauschale Vergütun-
gen vorsehen (Pau-
schaltarif);
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d.	 zur Sicherung der 
Qualität die Vergütung 
bestimmter Leistun-
gen ausnahmsweise 
von Bedingungen 
abhängig machen, 
welche über die Vor-
aussetzungen nach 
den Artikeln 36–40 
hinausgehen, wie 
namentlich vom Vor-
liegen der notwendi-
gen Infrastruktur und 
der notwendigen Aus‑, 
Weiter- oder Fortbil-
dung eines Leistungs-
erbringers (Tarifaus-
schluss).

3 Der Pauschaltarif kann 
sich auf die Behandlung 
je Patient oder Patientin 
(Patientenpauschale) 
oder auf die Versorgung 
je Versichertengruppe 
(Versichertenpauschale) 
beziehen. Versicherten-
pauschalen können pros-
pektiv aufgrund der in der 
Vergangenheit erbrachten 
Leistungen und der zu 
erwartenden Bedürfnisse 
festgesetzt werden (pros-
pektives Globalbudget).
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4 Tarife und Preise werden 
in Verträgen zwischen 
Versicherern und Leis-
tungserbringern (Tarifver-
trag) vereinbart oder in 
den vom Gesetz be-
stimmten Fällen von der 
zuständigen Behörde 
festgesetzt. Dabei ist auf 
eine betriebswirtschaftli-
che Bemessung und eine 
sachgerechte Struktur der 
Tarife zu achten. Bei 
Tarifverträgen zwischen 
Verbänden sind vor dem 
Abschluss die Organisati-
onen anzuhören, welche 
die Interessen der Versi-
cherten auf kantonaler 
oder auf Bundesebene 
vertreten.
4bis Die Tarife und Preise 
orientieren sich an der 
Entschädigung jener 
Leistungserbringer, wel-
che die tarifierte obligato-
risch versicherte Leistung 
in der notwendigen Quali-
tät effizient und günstig 
erbringen.
5 Einzelleistungstarife 
sowie auf ambulante 
Behandlungen bezogene 
Patientenpauschaltarife 
müssen je auf einer einzi-
gen gesamtschweizerisch 
vereinbarten einheitlichen 
Tarifstruktur beruhen.
Können sich die Tarifpart-
ner nicht einigen, so legt 
der Bundesrat diese Tarif-
struktur fest.
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5bis Der Bundesrat kann 
Anpassungen an der 
Tarifstruktur vornehmen, 
wenn sie sich als nicht 
mehr sachgerecht erweist 
und sich die Parteien 
nicht auf eine Revision 
einigen können.
5ter Gibt es in einem Be-
reich eine vom Bundesrat 
genehmigte oder festge-
legte Tarifstruktur für auf 
ambulante Behandlungen 
bezogene Patientenpau-
schaltarife, so muss diese 
von allen Leistungserbrin-
gern für die entsprechen-
den Behandlungen ange-
wandt werden.
5quater Die Tarifpartner 
können für bestimmte am-
bulante Behandlungen 
regional geltende Patien-
tenpauschaltarife verein-
baren, die nicht auf einer 
gesamtschweizerisch 
einheitlichen Tarifstruktur 
beruhen, sofern dies 
insbesondere regionale 
Gegebenheiten erfordern. 
Gesamtschweizerisch 
einheitliche Tarifstrukturen 
nach Absatz 5 gehen vor.
6 Die Vertragspartner und 
die zuständigen Behörden 
achten darauf, dass eine 
qualitativ hoch stehende 
und zweckmässige ge-
sundheitliche Versorgung 
zu möglichst günstigen 
Kosten erreicht wird.
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Mehrheit Minderheit I  
(Silberschmidt, Aellen, 
Aeschi Thomas, Amau-
druz, Bircher, Glarner, 
Gutjahr, Thalmann-Bieri, 
Vietze, Wyssmann)

Minderheit II  
(Sauter, Durrer, Gysi 
Barbara, Hess Lorenz, 
Mettler, Rechsteiner  
Thomas, Roduit)

7 Der Bundesrat kann 
Grundsätze für eine wirt-
schaftliche Bemessung 
und eine sachgerechte 
Struktur sowie für die 
Anpassung der Tarife 
aufstellen. Er sorgt für die 
Koordination mit den 
Tarifordnungen der ande-
ren Sozialversicherungen.

7 Der Bundesrat kann 
Grundsätze für die Erar-
beitung, Weiterentwick-
lung sowie die regelmäs-
sige Anpassung und 
Pflege der Tarife aufstel-
len, um eine wirtschaftli-
che Bemessung und eine 
sachgerechte Struktur der 
Tarife zu gewährleisten. 
Er berücksichtigt insbe-
sondere die Kostentrans-
parenz, die Effizienz bei 
der Leistungserbringung 
und die Effizienzgewinne 
aufgrund technischer 
Fortschritte. Er sorgt für 
die Koordination mit den 
Tarifordnungen der ande-
ren Sozialversicherungen. 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 56 Abs. 5)

7 Streichen (= gemäss 
geltendem Recht) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 56 Abs. 5)

7 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
      
          ... die Kostentrans-
parenz, die Effizienz und 
die Qualität bei der Leis-
tungserbringung und die 
Effizienzgewinne auf-
grund technischer Fort-
schritte. Er stellt hierzu 
Qualitätstransparenz und 
die risikobereinigte Ver-
gleichbarkeit der Quali-
tätsdaten der Leistungs-
erbringer anhand 
einheitlicher, anerkannter 
Standards sicher. Er sorgt 
für ...
(siehe Art. 56 Abs. 5)
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Art. 48a	 Verträge über 
die Finanzierung 
der Zusatzkos-
ten in Netzwer-
ken zur koordi-
nierten 
Versorgung

1 Die Netzwerke zur koordi-
nierten Versorgung schliessen 
mit den Versicherern oder 
deren Verbänden Verträge ab, 
die die Finanzierung der Zu-
satzkosten aufgrund der Koor-
dination komplexer Fälle re-
geln.
2 Die Verträge müssen den 
Umfang der kantonalen Leis-
tungsaufträge berücksichtigen. 
3 Artikel 46 Absatz 4 gilt für 
diese Verträge nicht.
4 Der Bundesrat kann die Min-
destanforderungen an die 
Verträge festlegen.

Art. 48a Art. 48a Art. 48a

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
Streichen
(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Bundesrat, aber: ... Gemäss Ständerat
(siehe Art. 37a, ...)

Festhalten (= streichen)
(siehe Art. 37a, ...)

2 Streichen
(siehe Art. 37a, ...)
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Art. 52 Abs. 1 Einleitungssatz 

1 Nach Anhören der zuständi-
gen Kommissionen und unter 
Berücksichtigung der Grund-
sätze nach den Artikeln 32 und 
43 Absatz 6:

Art. 52Art. 52Art. 52	 Analysen und 
Arzneimittel, 
Mittel und Ge-
genstände

Art. 52

1 Nach Anhören der zuständi-
gen Kommissionen und unter 
Berücksichtigung der Grund-
sätze nach den Artikeln 32 
Absatz 1 und 43 Absatz 6:

1 ...

a.	 erlässt das EDI: a.	 ...
1.	 eine Liste der Analysen 

mit Tarif,
2.	 eine Liste der in der 

Rezeptur verwendeten 
Präparate, Wirk- und 
Hilfsstoffe mit Tarif; 
dieser umfasst auch die 
Leistungen des Apothe-
kers oder der Apothe-
kerin,

3.	 Bestimmungen über die 
Leistungspflicht und 
den Umfang der Vergü-
tung von der Untersu-
chung oder Behand-
lung dienenden Mitteln 
und Gegenständen, die 
nach den Artikeln 25 
Absatz 2 Buchstabe b 
und 25a Absätze 1bis 
und 2 verwendet wer-
den;

3.	 ... 
 
 
 
 
 
                              ... 
nach den Artikeln 25 
Absatz 2 Buchstabe b 
und 25a Absätze 1 und 
2 und 29 Absatz 2 
Buchstabe f und Absatz 
3 Buchstabe b verwen-
det werden;

(siehe Art. 29, ...)

	  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 29, ...)
b.	 erstellt das BAG eine Liste 

der pharmazeutischen 
Spezialitäten und konfekti-
onierten Arzneimittel mit 
Preisen (Spezialitätenliste).
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2 Für Geburtsgebrechen (Art. 3 
Abs. 2 ATSG) werden zusätz-
lich Kosten für die zum Leis-
tungskatalog der Invalidenver-
sicherung gehörenden 
Arzneimittel nach Artikel 14ter 
Absatz 5 des Bundesgesetzes 
vom 19. Juni 1959 über die 
Invalidenversicherung zu den 
gestützt auf diese Bestimmung 
festgelegten Höchstpreisen 
übernommen.

2 ... 
 
 
 
 
                ... nach Artikel 14ter 
Absatz 5 und Artikel 14sexies 
des Bundesgesetzes vom 
19. Juni 1959 ...
(siehe Art. 52d, ...)

3 Analysen, Arzneimittel und 
der Untersuchung oder der 
Behandlung dienende Mittel 
und Gegenstände dürfen der 
obligatorischen Krankenpfle-
geversicherung höchstens 
nach den Tarifen, Preisen und 
Vergütungsansätzen nach 
Absatz 1 in Rechnung gestellt 
werden. Das EDI bezeichnet 
die im Praxislaboratorium des 
Arztes oder der Ärztin vorge-
nommenen Analysen, für die 
der Tarif nach den Artikeln 46 
und 48 festgesetzt werden 
kann. Es kann zudem die der 
Untersuchung oder Behand-
lung dienenden Mittel und 
Gegenstände nach Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer 3 bezeich-
nen, für die ein Tarif nach 
Artikel 46 vereinbart werden 
kann.
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Art. 52b	 Rückerstattun-
gen

1 Bei der Festlegung des Prei-
ses der Arzneimittel nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b kann das BAG, soweit dies 
für die Einhaltung der Grund-
sätze nach Artikel 32 erforder-
lich ist, für die Inhaberin der 
Zulassung die Pflicht vorse-
hen, einen Teil des Arzneimit-
telpreises oder der Kosten 
dem Versicherer oder dem 
Fonds nach Artikel 18 Absatz 
2septies Buchstabe b zurückzu-
erstatten.

Mehrheit Minderheit (Sauter, ...)
4 Das BAG kann Arzneimittel 
der Liste gemäss Absatz 1 
Buchstabe b von der periodi-
schen Überprüfung gemäss 
Artikel 32 Absatz 2 ganz aus-
nehmen, wenn diese einen 
geringen Umsatz aufweisen 
oder die Versorgung gefährdet 
ist.
(siehe Art. 32 Abs. 3)

4 Streichen 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32 Abs. 3)

4 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32 Abs. 3)

 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 32 Abs. 3)

Art. 52b Art. 52b Art. 52b

1 ... 
 
 
... kann das BAG ausnahms-
weise, soweit dies ...

1 ... 
 
 
... kann das BAG auf Antrag 
der Zulassungsinhaberin, 
soweit dies ...
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2 Bei der Festlegung des Prei-
ses der Arzneimittel nach 
Artikel 14ter Absatz 5 des Bun-
desgesetzes vom 19. Juni 
19595 über die Invalidenversi-
cherung kann das zuständige 
Bundesamt, soweit dies für die 
Einhaltung der Grundsätze 
nach Artikel 32 KVG erforder-
lich ist, für die Inhaberin der 
Zulassung die Pflicht vorse-
hen, einen Teil des Arzneimit-
telpreises oder der Kosten 
dem Versicherer oder dem 
Fonds zurückzuerstatten.
 

3 Der Bundesrat kann das EDI 
ermächtigen, Rückerstattun-
gen nach Absatz 1 in den 
Listen nach Artikel 52 Absatz 1 
Buchstabe a vorzusehen.
4 Der Bundesrat regelt:
a.	 die Voraussetzungen, 

unter denen Rückerstattun-
gen vorgesehen werden 
können;

b.	 die Berechnung und die 
Modalitäten der Rücker-
stattungen;

c.	 die Aufteilung der dem 
Fonds einbezahlten Beträ-
ge zwischen den Versiche-
rern und den Kantonen;

d.	 die Verwaltungskosten des 
Fonds.

5		 SR 831.20

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14quater Abs. 
1 und 2)

2 ... 
 
 
 
 
                   ... das zuständige 
Bundesamt auf Antrag der 
Zulassungsinhaberin, soweit 
dies ... 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14quater Abs. 
1 und 2)

2 ... 
 
 
 
 
                   ... das zuständige 
Bundesamt ausnahmsweise, 
soweit dies ... 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14quater Abs. 
1 und 2)
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5 Das BAG kann Organen der 
Krankenversicherung, Orga-
nen einer anderen Sozialversi-
cherung und weiteren Perso-
nen, Stellen und Behörden die 
mit Rückerstattungen verbun-
denen Daten bekannt geben, 
die für die Wahrnehmung der 
Rückerstattungsansprüche 
oder aus einem anderen 
Grund für den Vollzug dieses 
Gesetzes erforderlich sind. 
Der Bundesrat regelt die Ein-
zelheiten der Bekanntgabe.
6 Beschwerden von Versiche-
rern oder von Kantonen gegen 
Verfügungen nach den Absät-
zen 1 und 2 haben keine auf-
schiebende Wirkung.
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Art. 52c	 Vertraulichkeit 
von Informatio-
nen betreffend 
Rückerstattun-
gen

1 Informationen zur Höhe, zur 
Berechnung oder zu den Mo-
dalitäten von Rückerstattun-
gen an die Versicherer oder an 
den Fonds für Rückerstattun-
gen gestützt auf Tarifverträge, 
Vereinbarungen oder Verfü- 
gungen des BAG dürfen Drit-
ten nicht zugänglich gemacht 
werden. Dies gilt auch für 
Rückerstattungsvereinbarun-
gen, die den zuständigen 
Behörden im Rahmen von 
Genehmigungsverfahren im 
Sinne von Artikel 46 Absatz 4 
bekannt gegeben werden.
2 Die zuständige Behörde 
verweigert den Zugang zu 
Informationen nach Absatz 1 
in Verfahren nach dem Öffent-
lichkeitsgesetz vom 17. De-
zember 20046 oder entspre-
chenden kantonalen 
Regelungen.

6	 	 SR 152.3

Art. 52cArt. 52c Art. 52c

Mehrheit Minderheit (Silberschmidt, 
Aellen, Aeschi Thomas, 
Amaudruz, Hess Lorenz, Lohr, 
Mettler, Roduit, Sauter, 
Stadler, Thalmann-Bieri, 
Vietze)

Streichen Gemäss Ständerat
1 Der Bundesrat kann vorse-
hen, dass Informationen zur 
Höhe, ... 
 
 
 
                         ... oder Verfü-
gungen des BAG Dritten nicht 
zugänglich gemacht werden 
dürfen. Dies gilt auch für 
Rückerstattungsvereinbarun-
gen, die den zuständigen 
kantonalen Behörden ...

2 Dürfen die Informationen 
nach Absatz 1 nicht zugäng-
lich gemacht werden, so ver-
weigert die zuständige Behör-
de den Zugang in Verfahren 
nach ...
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(Mehrheit) (Minderheit (Silberschmidt, 
...))

3 Das BAG publiziert regel-
mässig einen von einer unab-
hängigen Stelle erarbeiteten 
Bericht über die Umsetzung 
der Preismodelle nach Artikel 
52b.
(siehe 1. IVG Art. 14quinquies 
Abs. 2-4, Übergangsbestim-
mung, Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 5)

 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14quinquies 
Abs. 2-4, Übergangsbestim-
mung, Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 5)

 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14quinquies 
Abs. 2-4, Übergangsbestim-
mung, Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 5)

 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14quinquies 
Abs. 2-4, Übergangsbestim-
mung, Ziff. III Übergangsbe-
stimmungen Abs. 5)
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Art. 52d	 Vorläufige 
Vergütung 
von Arznei-
mitteln

Art. 52d Art. 52d

Mehrheit Minderheit I 
(Silberschmidt, Aellen, 
Aeschi Thomas, 
Amaudruz, Mettler, 
Sauter, Vietze)

Minderheit II 
(Amaudruz, Aellen, 
Aeschi Thomas, Mettler, 
Sauter, Silberschmidt, 
Thalmann-Bieri, Vietze)

1 Produkte nach Artikel 52 
Absatz 1 Buchstabe b 
oder neue Indikationen, 
für welche ein grosser 
medizinischer Bedarf 
ausgewiesen ist und die 
vom Schweizerischen 
Heilmittelinstitut einen fast 
track Status erhalten 
haben, werden auf Antrag 
der designierten Zulas-
sungsinhaberin per Da-
tum der Zulassung durch 
das Schweizerische Heil-
mittelinstitut zu einem 
vom BAG festgelegten 
provisorischen Preis be-
fristet mit der Auflage 
einer möglichen Rücker-
stattungspflicht in eine 
provisorische Liste von 
vergüteten Arzneimitteln 
aufgenommen und vergü-
tet. Diese provisorische 
Liste hat dieselbe Wir-
kung wie die Liste ge-
mäss Artikel 52 Absatz 1 
Buchstabe b.

1 ... 
 
 
 
                              ... 
ausgewiesen ist und die 
vom Schweizerischen 
Heilmittelinstitut den Sta-
tus für eine Behandlung 
im beschleunigten Verfah-
ren erhalten haben, kön-
nen auf Antrag der desig-
nierten Zulassungs- 
inhaberin und nach Anhö-
ren der zuständigen Kom-
mission per Datum der 
Zulassung durch das 
Schweizerische Heilmitte-
linstitut zu einem vom 
BAG festgelegten provi-
sorischen Preis befristet 
mit der Auflage einer 
möglichen Rückerstat-
tungspflicht in eine provi-
sorische Liste von vergü-
teten Arzneimitteln 
aufgenommen und vergü-
tet werden. (Rest strei-
chen)
(siehe 1. IVG Art. 14sexies 
Abs. 1)

1 ... 
 
 
 
 
 
 
 
  ... für eine Behandlung 
in einem der beschleunig-
ten Verfahren erhalten 
haben, können auf Antrag 
der designierten Zulas-
sungsinhaberin per Da-
tum der Zulassung durch 
das Schweizerische Heil-
mittelinstitut zu ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14sexies 
Abs. 1)

1 Festhalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14sexies 
Abs. 1)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14sexies 
Abs. 1)
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2 Das BAG entscheidet inner-
halb von 24 Monaten nach 
einer provisorischen Aufnah-
me gemäss Absatz 1 über 
eine allfällige definitive Auf-
nahme in die Liste gemäss 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b. Das BAG geht wie folgt vor:
a.	 ist die Zulassungsinhaberin 

mit der Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit durch 
das BAG einverstanden, 
heisst das BAG die definiti-
ve Aufnahme gut; 

b.	 lehnt die Zulassungsinha-
berin die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit durch 
das BAG ab, weist das 
BAG die definitive Aufnah-
me ab.
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Mehrheit Minderheit (Amaudruz,  
Aellen, Aeschi Thomas,  
Mettler, Sauter, Silberschmidt, 
Thalmann-Bieri, Vietze)

2bis Zieht die Zulassungsinha-
berin ihr Gesuch um definitive 
Aufnahme eines Produkts, das 
auf der provisorischen Liste 
geführt ist, zurück oder weist 
das BAG die definitive Aufnah-
me ab, so können zurückgezo-
gene oder zurückgewiesene 
Gesuche sowie der zuletzt 
vergütete Preis den Adressa-
ten gemäss Artikel 52b Absatz 
5 bekannt gegeben werden. 
Eine weitere Vergütung durch 
die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung im Rah-
men der Einzelfallvergütung 
von nicht mehr in den proviso-
rischen Listen (Art. 52d Abs. 1 
KVG; Art. 14sexies IVG) aufge-
führten Arzneimitteln ist wäh-
rend maximal fünf Jahren 
zulässig. Der Bundesrat regelt 
die Höhe der Vergütung, wo-
bei maximal der Preis der 
provisorischen Liste wirtschaft-
lich ist.

2bis Streichen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14ter Abs. 3 
Bst. bbis und Art. 14sexies Abs. 
2bis)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe 1. IVG Art. 14ter Abs. 3 
Bst. bbis und Art. 14sexies Abs. 
2bis)
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3 In beiden Fällen gemäss 
Absatz 2 legt das BAG die 
Differenz zwischen dem Preis 
der vorläufigen Aufnahme und 
dem als wirtschaftlich erachte-
ten Preis fest. Die Zulassungs-
inhaberin ist verpflichtet, den 
während der Zeit gemäss 
Absatz 2 erzielten Mehrum-
satz gemäss der übernomme-
nen Finanzierung an die Kran-
kenversicherer nach Artikel 18 
Absatz 2septies Buchstabe b 
zurückzuerstatten. Die Zulas-
sungsinhaberin ist zur Be-
kanntgabe der Verkaufszahlen 
verpflichtet. Sollte ein Minder-
umsatz durch einen zu tief 
festgelegten provisorischen 
Preis resultieren, wird dieser in 
einer befristeten Zeit nach der 
definitiven Zulassung kompen-
siert.

3  ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                             ... nach der 
definitiven Aufnahme kompen-
siert.

4 Informationen zur Differenz 
nach Absatz 3, zum von der 
Zulassungsinhaberin zurücker-
statteten Mehrumsatz sowie 
damit zusammenhängende 
Informationen sind vom Öffent-
lichkeitsgesetz vom 17. De-
zember 2004 oder entspre-
chenden kantonalen 
Regelungen ausgenommen. 
Artikel 52b Absatz 5 gilt sinn-
gemäss.
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5 Der Bundesrat erlässt Aus-
führungsbestimmungen. Er 
sieht insbesondere vor, dass 
das BAG und die Zulassungs-
inhaberin bereits vor der vor-
läufigen Aufnahme in einen 
Dialog hinsichtlich der Beurtei-
lung der Aufnahmebedingun-
gen treten. Die Ergebnisse 
solcher Vorabklärungen wer-
den protokolliert.

(siehe Art. 52 Abs. 2, 1. IVG 
Art. 14ter Abs. 3 Bst. b und bbis, 
Art. 14sexies sowie Art. 67 Abs. 
1bis)
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Art. 52e	 Ausgleich an die 
obligatorische 
Krankenpflege-
versicherung bei 
grossem Markt-
volumen

Art. 52e

Mehrheit Minderheit (Aeschi Thomas,  
Amaudruz, de Courten,  
Glarner, Wyssmann)
Streichen (siehe Entwurf 2)

1 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b ein grosses Marktvolumen in 
der Schweiz, kann die Inhabe-
rin der Zulassung anlässlich 
der nächsten Überprüfung der 
Aufnahmebedingungen ver-
pflichtet werden, einen ange-
messenen Teil des tatsächlich 
erzielten Umsatzes an die 
obligatorische Krankenpflege-
versicherung auszugleichen. 
Das BAG berücksichtigt be-
züglich der Verpflichtung zum 
Ausgleich bereits bestehende 
Auflagen zu Mengen oder 
Umsätzen sowie die Versor-
gungssicherheit.

1 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b ein grosses Marktvolumen in 
der Schweiz, kann die Inhabe-
rin der Zulassung bei der Auf-
nahme in die Spezialitätenliste 
oder anlässlich der nächsten 
Überprüfung der Aufnahmebe-
dingungen verpflichtet werden, 
einen angemessenen Teil des 
tatsächlich erzielten Umsatzes 
an die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung auszuglei-
chen. Das BAG berücksichtigt 
bei der Verfügung bezüglich 
der Verpflichtung zum Aus-
gleich bereits bestehende 
Auflagen zu Mengen oder 
Umsätzen, die Versorgungssi-
cherheit, produktspezifische 
Gegebenheiten bei der Her-
stellung und beim Vertrieb, 
sowie die Anzahl vergüteter 
Indikationen angemessen.
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(Mehrheit) (Minderheit (Aeschi Thomas, 
...))

2 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 14ter Absatz 5 des Bun-
desgesetzes vom 19. Juni 
1959 über die Invalidenversi-
cherung ein grosses Marktvo-
lumen in der Schweiz, kann 
die Inhaberin der Zulassung 
anlässlich der nächsten Über-
prüfung der Aufnahmebedin-
gungen verpflichtet werden, 
einen angemessenen Teil des 
tatsächlich erzielten Umsatzes 
an die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung auszuglei-
chen. Das BAG berücksichtigt 
bezüglich der Verpflichtung 
zum Ausgleich bereits beste-
hende Auflagen zu Mengen 
oder Umsätzen sowie die 
Versorgungssicherheit.

2 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 14ter Absatz 5 des Bun-
desgesetzes vom 19. Juni 
1959 über die Invalidenversi-
cherung ein grosses Marktvo-
lumen in der Schweiz, kann 
die Inhaberin der Zulassung 
bei der Aufnahme in die Liste 
nach Artikel 14ter Absatz 5 IVG 
oder anlässlich der nächsten 
Überprüfung der Aufnahmebe-
dingungen verpflichtet werden, 
einen angemessenen Teil des 
tatsächlich erzielten Umsatzes 
an die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung auszuglei-
chen. Das BAG berücksichtigt 
bei der Verfügung bezüglich 
der Verpflichtung zum Aus-
gleich bereits bestehende 
Auflagen zu Mengen oder 
Umsätzen, die Versorgungssi-
cherheit, produktspezifische 
Gegebenheiten bei der Her-
stellung und beim Vertrieb, 
sowie die Anzahl vergüteter 
Indikationen angemessen.

3 Für die Vertraulichkeit der 
Ausgleiche gelten Artikel 52b 
Absatz 5 und Artikel 52c sinn-
gemäss.
4 Der Bundesrat regelt die 
Einzelheiten.
(siehe Art. 18 Abs. 2septies Bst. b 
sowie 1. IVG Art. 14septies)

 

(siehe Ziff. III Abs. 5bis und 5ter, 
1. IVG Art. 14septies, Art. 14octies, 
Übergangsbestimmungen Abs. 
2-3)

 

(siehe Ziff. III Abs. 5bis und 5ter, 
1. IVG Art. 14septies, Art. 14octies, 
Übergangsbestimmungen Abs. 
2-3)
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Art. 53 Abs. 1

1 Gegen Beschlüsse der Kan-
tonsregierungen nach den 
Artikeln 39, 41 Absatz 1bis, 45, 
46 Absatz 4, 47, 48 Absätze 
1–3, 51, 54 und 55 kann beim 
Bundesverwaltungsgericht 
Beschwerde geführt werden.

Art. 53	 Beschwerde an 
das Bundesver-
waltungsgericht

Art. 53

1 ... 
                         ... nach den 
Artikeln 39, 41 Absatz 1bis, 45, 
46 Absatz 4, 47, 47b Absatz 2, 
48 Absätze 1–3, 51, 54 und 55 
kann beim ...
(siehe Art. 41)

1 Gegen Beschlüsse der Kan-
tonsregierungen nach den 
Artikeln 39, 45, 46 Absatz 4, 
47, 47b Absatz 2, 48 Absätze 
1–3, 51, 54 und 55 kann beim 
Bundesverwaltungsgericht 
Beschwerde geführt werden.
1bis Organisationen der Versi-
cherer von nationaler oder 
regionaler Bedeutung, die sich 
gemäss ihren Statuten dem 
Schutz der Interessen ihrer 
Mitglieder im Rahmen der 
Anwendung dieses Gesetzes 
widmen, steht das Beschwer-
derecht gegen Beschlüsse der 
Kantonsregierungen nach 
Artikel 39 zu.
2 Das Beschwerdeverfahren 
richtet sich nach dem Verwal-
tungsgerichtsgesetz vom 
17. Juni 2005 und dem Bun-
desgesetz vom 20. Dezember 
1968 über das Verwaltungs-
verfahren (VwVG). Vorbehal-
ten bleiben folgende Ausnah-
men:
a.	 Neue Tatsachen und Be-

weismittel dürfen nur so 
weit vorgebracht werden, 
als erst der angefochtene 
Beschluss dazu Anlass 
gibt. Neue Begehren sind 
unzulässig.

b.	 Die Artikel 22a und 53 
VwVG sind nicht anwend-
bar.
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Art. 55a Abs. 1 Bst. b Ziff. 3 
und Abs. 5 Bst. b 
 
 
 
 

1 Die Kantone beschränken in 
einem oder mehreren medizi-
nischen Fachgebieten oder in 
bestimmten Regionen die 
Anzahl der Ärzte und Ärztin-
nen, die im ambulanten Be-
reich zulasten der obligatori-
schen Krankenpflegever- 
sicherung Leistungen erbrin-
gen. Wenn ein Kanton die 
Anzahl Ärzte und Ärztinnen 
beschränkt, dann sieht er vor:

c.	 Zur Einreichung einer Ver-
nehmlassung setzt das 
Bundesverwaltungsgericht 
eine Frist von höchstens 
30 Tagen. Diese kann nicht 
erstreckt werden.

d.	 Ein weiterer Schriften-
wechsel nach Artikel 57 
Absatz 2 VwVG findet in 
der Regel nicht statt.

e.	 In Beschwerdeverfahren 
gegen Beschlüsse nach 
Artikel 39 ist die Rüge der 
Unangemessenheit unzu-
lässig.

Art. 55aArt. 55a	 Beschränkung 
der Anzahl Ärzte 
und Ärztinnen, 
die im ambulan-
ten Bereich 
Leistungen 
erbringen

Art. 55a Art. 55a

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
Streichen  
(= gemäss geltendem Recht)
(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Bundesrat 

(siehe Art. 37a, ...)

Festhalten (= streichen) 

(siehe Art. 37a, ...)

Gemäss Ständerat 

(siehe Art. 37a, ...)

1 Die Kantone beschränken in 
einem oder mehreren medizi-
nischen Fachgebieten oder in 
bestimmten Regionen die 
Anzahl der Ärzte und Ärztin-
nen, die im ambulanten Be-
reich zulasten der obligatori-
schen Krankenpflegever- 
sicherung Leistungen erbrin-
gen. Wenn ein Kanton die 
Anzahl Ärzte und Ärztinnen 
beschränkt, dann sieht er vor:
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b.	 dass die Anzahl folgender 
Ärzte und Ärztinnen auf die 
entsprechende Höchstzahl 
beschränkt ist:

3.	 Ärzte und Ärztinnen, 
die ihre Tätigkeit in 
einem Netzwerk zur 
koordinierten Versor-
gung nach Artikel 35 
Absatz 2 Buchstabe o 
ausüben.

(Mehrheit) (Minderheit (Meyer Mattea, 
...))

a.	 dass Ärzte und Ärztinnen 
nur zugelassen werden, 
solange die entsprechende 
Höchstzahl nicht erreicht 
ist;

b.	 dass die Anzahl folgender 
Ärzte und Ärztinnen auf die 
entsprechende Höchstzahl 
beschränkt ist:
1.	 Ärzte und Ärztinnen, 

die ihre Tätigkeit im 
ambulanten Bereich 
eines Spitals ausüben,

2.	 Ärzte und Ärztinnen, 
die ihre Tätigkeit in 
einer Einrichtung nach 
Artikel 35 Absatz 2 
Buchstabe n ausüben.

2 Der Bundesrat legt die Krite-
rien und die methodischen 
Grundsätze für die Festlegung 
der Höchstzahlen fest. Dabei 
berücksichtigt er insbesondere 
die interkantonalen Patienten-
ströme, die Versorgungsregio-
nen und die generelle Entwick-
lung des Beschäftigungs- 
grades der Ärzte und Ärztin-
nen.
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5 Werden in einem Kanton die 
Zulassungen beschränkt, so 
können folgende Ärzte und 
Ärztinnen weiterhin tätig sein:

(Mehrheit) (Minderheit (Meyer Mattea, 
...))

3 Vor der Festlegung der 
Höchstzahlen hört der Kanton 
die Verbände der Leistungser-
bringer, der Versicherer und 
der Versicherten an. Er koordi-
niert sich bei der Festlegung 
der Höchstzahlen mit den 
anderen Kantonen.
4 Die Leistungserbringer und 
deren Verbände sowie die 
Versicherer und deren Verbän-
de geben den zuständigen 
kantonalen Behörden auf 
Anfrage kostenlos die Daten 
bekannt, die zusätzlich zu den 
nach Artikel 59a erhobenen 
Daten zur Festlegung der 
Höchstzahlen erforderlich 
sind.
5 Werden in einem Kanton die 
Zulassungen beschränkt, so 
können folgende Ärzte und 
Ärztinnen weiterhin tätig sein:
a.	 Ärzte und Ärztinnen, die 

vor Inkrafttreten der 
Höchstzahlen zugelassen 
wurden und im ambulanten 
Bereich Leistungen zulas-
ten der obligatorischen 
Krankenpflegeversiche-
rung erbracht haben;

e-parl 04.11.2024 15:39



-  52  -

Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat Ständerat Kommission des Nationalrates

b.	 Ärzte und Ärztinnen, die 
ihre Tätigkeit im ambulan-
ten Bereich eines Spitals, 
in einer Einrichtung nach 
Artikel 35 Absatz 2 Buch-
stabe n oder in einem 
Netzwerk zur koordinierten 
Versorgung nach Artikel 35 
Absatz 2 Buchstabe o vor 
Inkrafttreten der Höchst-
zahlen ausgeübt haben, 
sofern sie ihre Tätigkeit im 
ambulanten Bereich des 
gleichen Spitals, in der 
gleichen Einrichtung oder 
im gleichen Netzwerk zur 
koordinierten Versorgung 
weiter ausüben.

(Mehrheit) (Minderheit (Meyer Mattea, 
...))

b.	 Ärzte und Ärztinnen, die 
ihre Tätigkeit im ambulan-
ten Bereich eines Spitals 
oder in einer Einrichtung 
nach Artikel 35 Absatz 2 
Buchstabe n vor Inkrafttre-
ten der Höchstzahlen aus-
geübt haben, sofern sie 
ihre Tätigkeit im ambulan-
ten Bereich des gleichen 
Spitals oder in der gleichen 
Einrichtung weiter aus-
üben.

6 Steigen die jährlichen Kosten 
je versicherte Person in einem 
Fachgebiet in einem Kanton 
mehr als die jährlichen Kosten 
der anderen Fachgebiete im 
selben Kanton oder mehr als 
die jährlichen Kosten des 
gesamtschweizerischen 
Durchschnitts im betroffenen 
Fachgebiet an, so kann der 
Kanton vorsehen, dass kein 
Arzt und keine Ärztin im betrof-
fenen Fachgebiet eine Tätig-
keit zulasten der obligatori-
schen Krankenpflegever- 
sicherung neu aufnehmen 
kann.
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Art. 56Art. 56	 Wirtschaftlich-
keit der Leistun-
gen

Art. 56 Art. 56

1 Der Leistungserbringer muss 
sich in seinen Leistungen auf 
das Mass beschränken, das 
im Interesse der Versicherten 
liegt und für den Behandlungs-
zweck erforderlich ist.

1bis Zur Sicherstellung der 
Massnahmen gemäss Absatz 
1 können die Versicherer die 
bei ihnen versicherten Perso-
nen individuell informieren 
über deren bezogene Leistun-
gen, über Massnahmen zur 
Verhütung von Krankheiten 
und über Angebote, die auf 
eine verbesserte Wirtschaft-
lichkeit und Koordination der 
medizinischen Leistungser-
bringung abzielen, sowie mit 
deren Einverständnis den 
Leistungserbringern Informati-
onen über die von den Versi-
cherten bezogenen Leistun-
gen zur Verfügung stellen.
(siehe Art. 84 Bst. j)

1bis Streichen
(siehe Art. 56a, ...)
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2 Für Leistungen, die über 
dieses Mass hinausgehen, 
kann die Vergütung verweigert 
werden. Eine nach diesem 
Gesetz dem Leistungserbrin-
ger zu Unrecht bezahlte Ver-
gütung kann zurückgefordert 
werden. Rückforderungsbe-
rechtigt ist:
a.	 im System des Tiers ga-

rant (Art. 42 Abs. 1) die 
versicherte Person oder 
nach Artikel 89 Absatz 3 
der Versicherer;

b.	 im System des Tiers pay-
ant (Art. 42 Abs. 2) der 
Versicherer.

3 Der Leistungserbringer muss 
dem Schuldner der Vergütung 
die direkten oder indirekten 
Vergünstigungen weitergeben, 
die ihm:
a.	 ein anderer in seinem 

Auftrag tätiger Leistungser-
bringer gewährt;

b.	 Personen oder Einrichtun-
gen gewähren, welche 
Arzneimittel oder der Un-
tersuchung oder Behand-
lung dienende Mittel oder 
Gegenstände liefern.
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3bis Versicherer und Leistungs-
erbringer können vereinbaren, 
dass Vergünstigungen gemäss 
Absatz 3 Buchstabe b nicht 
vollumfänglich weitergegeben 
werden müssen. Diese Verein-
barung ist den zuständigen 
Behörden auf Verlangen offen-
zulegen. Sie hat sicherzustel-
len, dass Vergünstigungen 
mehrheitlich weitergegeben 
werden und dass nicht weiter-
gegebene Vergünstigungen 
nachweislich zur Verbesse-
rung der Qualität der Behand-
lung eingesetzt werden.
4 Gibt der Leistungserbringer 
die Vergünstigung nicht weiter, 
so kann die versicherte Per-
son oder der Versicherer de-
ren Herausgabe verlangen.
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 Mehrheit Minderheit I  
(Silberschmidt, ...)

Minderheit II  
(Sauter, ...)

5 ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 ... Leistungserbringer 
konsultieren. Sie stellen 
zudem sicher, dass die 
Tarife laufend den Effizi-
enzgewinnen aufgrund 
des medizinisch-techni-
schen Fortschritts Rech-
nung tragen, um die Kos-
tenwahrheit zu wahren. 
Der Bundesrat definiert 
die Effizienzgewinne und 
die Häufigkeit ihrer Be-
wertung. 

5 Leistungserbringer und 
Versicherer sehen in den 
Tarifverträgen Massnah-
men zur Sicherstellung 
der Wirtschaftlich- 
keit der Leistungen vor. 
Sie sorgen insbesondere 
dafür, dass diagnostische 
Massnahmen nicht unnö-
tig wiederholt werden, 
wenn Versicherte mehre-
re Leistungserbringer 
konsultieren.

5 Streichen (= gemäss 
geltendem Recht)
(siehe Art. 43 Abs. 7)

 

(siehe Art. 43 Abs. 7)

 

(siehe Art. 43 Abs. 7)

6 Leistungserbringer und 
Versicherer legen vertrag-
lich eine Methode zur 
Kontrolle der Wirtschaft-
lichkeit fest.
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Mehrheit Minderheit (Crottaz, Hess 
Lorenz, Lohr, Marti Samira, 
Meyer Mattea, Piller Carrard, 
Roduit, Weichelt, Wyss)

Art. 56a	 Gezielte Infor-
mationen der 
Versicherten

Art. 56a	 ... 
                   ... 
Versicherten 
und der Leis-
tungserbringer

Gemäss Ständerat

1 Die Versicherer können die 
Versicherten gezielt über kos-
tengünstigere Leistungen, die 
Wahl von geeigneten beson-
deren Versicherungsformen 
und präventive Massnahmen 
informieren.

1 ...                                   ... 
Versicherten sowie mit deren 
Einverständnis deren Leis-
tungserbringer gezielt über 
kostengünstigere ... 
 

2 Die Versicherer informieren 
die Versicherten bei der ersten 
Kontaktaufnahme über den 
Zweck der spezifischen Infor-
mation gemäss Absatz 1 und 
weisen die Versicherten auf 
die Freiwilligkeit zu deren 
Erhalt sowie die Möglichkeit 
des jederzeitigen Wider-
spruchs hin.
(siehe Art. 56 Abs. 1bis und Art. 
84 Abs. 1 Bst. j)
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Art. 64 Abs. 6 Bst. d und 7  
Bst. b

Art. 64Art. 64 Art. 64Art. 64

1 Die Versicherten beteiligen 
sich an den Kosten der für sie 
erbrachten Leistungen.
1bis Die Kostenbeteiligung für 
das Kind ist bis zum Ende des 
Monats, in dem dieses volljäh-
rig wird, ausschliesslich von 
den Personen geschuldet, die 
die Prämien schulden. Das 
Kind kann für diese Kostenbe-
teiligung auch nach Eintritt der 
Volljährigkeit nicht belangt 
werden; eine dazu eingeleitete 
Betreibung ist nichtig.
2 Diese Kostenbeteiligung 
besteht aus:
a.	 einem festen Jahresbetrag 

(Franchise); und
b.	 10 Prozent der die Franchi-

se übersteigenden Kosten 
(Selbstbehalt).

3 Der Bundesrat bestimmt die 
Franchise und setzt für den 
Selbstbehalt einen jährlichen 
Höchstbetrag fest.
4 Für Kinder wird keine Fran-
chise erhoben, und es gilt die 
Hälfte des Höchstbetrages des 
Selbstbehaltes. Sind mehrere 
Kinder einer Familie beim 
gleichen Versicherer versi-
chert, so sind für sie zusam-
men höchstens die Franchise 
und der Höchstbetrag des 
Selbstbehaltes für eine er-
wachsene Person zu entrich-
ten.
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6 Der Bundesrat kann:

d.	 Betrifft nur den französi-
schen und italienischen 
Text. 
 
 
 
 
 

5 Die Versicherten leisten zu-
dem einen nach der finanziel-
len Belastung der Familie 
abgestuften Beitrag an die 
Kosten des Aufenthalts im 
Spital. Der Bundesrat setzt 
den Beitrag fest.

6 ... 6 ...6 Der Bundesrat kann:
a.	 für bestimmte Leistungen 

eine höhere Kostenbeteili-
gung vorsehen;

b.	 für Dauerbehandlungen 
sowie für Behandlungen 
schwerer Krankheiten die 
Kostenbeteiligung herab-
setzen oder aufheben;

c.	 die Kostenbeteiligung bei 
einer Versicherung mit 
eingeschränkter Wahl des 
Leistungserbringers nach 
Artikel 41 Absatz 4 aufhe-
ben, wenn sie sich als 
nicht zweckmässig erweist;

d.	 einzelne Leistungen der 
medizinischen Prävention 
von der Franchise aus
nehmen. Dabei handelt es 
sich um Leistungen, die im 
Rahmen von national oder 
kantonal organisierten 
Präventionsprogrammen 
durchgeführt werden.

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
e.	 für Leistungen von Netz-

werken zur koordinierten 
Versorgung die Kostenbe-
teiligung herabsetzen oder 
aufheben.

(siehe Art. 37a, ...)

e.	 Streichen 
 
 
 

(siehe Art. 37a, ...)

e.	 Gemäss Ständerat 
 
 
 

(siehe Art. 37a, ...)
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7 Für folgende Leistungen darf 
der Versicherer keine Kosten-
beteiligung erheben:

b.	 Leistungen nach den Arti-
keln 25, 25a, 27, 28 und 
30, die ab ärztlich be-
stimmtem Beginn der 
Schwangerschaft mittels 
Ultraschall, während der 
Niederkunft und bis acht 
Wochen nach der Nieder-
kunft oder dem Ende der 
Schwangerschaft erbracht 
werden.

7 ...7 Für folgende Leistungen darf 
der Versicherer keine Kosten-
beteiligung erheben:

7 ...7 ...

a.	 Leistungen nach Artikel 29 
Absatz 2;

a.	 Leistungen nach Artikel 29 
Absätze 2 und 3;

(siehe Art. 29, ...)

 

(siehe Art. 29, ...)

b.	 Leistungen nach den Arti-
keln 25 und 25a, die ab der 
13. Schwangerschaftswo-
che, während der Nieder-
kunft und bis acht Wochen 
nach der Niederkunft er-
bracht werden.

b.	 ... 
 
..., die ab Beginn der durch 
Ärzte und Ärztinnen oder 
Hebammen bestimmten 
Schwangerschaft, während 
der Niederkunft ...

8 Kostenbeteiligungen dürfen 
weder bei einer Krankenkasse 
noch bei einer privaten Versi-
cherungseinrichtung versichert 
werden. Ebenso ist es Verei-
nen, Stiftungen oder anderen 
Institutionen verboten, die 
Übernahme dieser Kosten 
vorzusehen. Von diesem Ver-
bot ausgenommen ist die 
Übernahme von Kostenbeteili-
gungen auf Grund öffent-
lich-rechtlicher Vorschriften 
des Bundes oder der Kantone.
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Art. 84Art. 84	 Bearbeiten von 
Personendaten

Art. 84

1 Die mit der Durchführung 
oder mit der Kontrolle oder 
Beaufsichtigung der Durchfüh-
rung dieses Gesetzes oder 
des KVAG betrauten Organe 
sind befugt, die Personenda-
ten, einschliesslich besonders 
schützenswerter Personenda-
ten, zu bearbeiten oder bear-
beiten zu lassen, die sie benö-
tigen, um die ihnen nach 
diesem Gesetz oder nach dem 
KVAG übertragenen Aufgaben 
zu erfüllen, namentlich um:

1 ... 1 ...

a.	 für die Einhaltung der Ver-
sicherungspflicht zu sor-
gen;

b.	 die Prämien zu berechnen 
und zu erheben;

c.	 Leistungsansprüche zu 
beurteilen sowie Leistun-
gen zu berechnen, zu 
gewähren und mit Leistun-
gen anderer Sozialversi-
cherungen zu koordinieren;

d.	 den Anspruch auf Prämien-
verbilligungen nach Artikel 
65 zu beurteilen sowie die 
Verbilligungen zu berech-
nen und zu gewähren;

e.	 ein Rückgriffsrecht gegen-
über einem haftpflichtigen 
Dritten geltend zu machen;

f.	 die Aufsicht über die 
Durchführung dieses Ge-
setzes auszuüben;

g.	 Statistiken zu führen;
h.	 die AHV-Nummer zuzuwei-

sen oder zu verifizieren;
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i.	 den Risikoausgleich zu 
berechnen.

j.	 Massnahmen nach Artikel 
56 Absatz 1bis sicherzustel-
len und entsprechende 
Informationen abzugeben. 
 
 

(siehe Art. 56 Abs. 1bis)

j.	 die Versicherten gezielt 
über kostengünstigere 
Leistungen, die Wahl von 
geeigneten besonderen 
Versicherungsformen und 
präventive Massnahmen 
zu informieren.

(siehe Art. 56a, ...)
2 Zur Erfüllung dieser Aufga-
ben sind sie darüber hinaus 
befugt, Personendaten, die 
namentlich die Beurteilung der 
Gesundheit, der Schwere des 
physischen oder psychischen 
Leidens, der Bedürfnisse und 
der wirtschaftlichen Situation 
der versicherten Person erlau-
ben, zu bearbeiten oder bear-
beiten zu lassen.
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II

Die Änderung anderer Erlasse 
wird im Anhang geregelt.

III

Übergangsbestimmungen zur 
Änderung vom ...

1 Bis sich ein Verband der 
Netzwerke zur koordinierten 
Versorgung gebildet hat, 
schliessen die Netzwerke zur 
koordinierten Versorgung 
einzeln Verträge über die Qua-
litätsentwicklung mit den Ver-
bänden der Versicherer nach 
Artikel 58a ab.
2 Die kantonalen Referenztari-
fe für stationäre ausserkanto-
nale Wahlbehandlungen müs-
sen spätestens zwei Jahre 
nach Inkrafttreten der Ände-
rung vom ... den Anforderun-
gen nach Artikel 41 Absatz 1bis 
entsprechen.
3 Können sich die Parteien 
nicht innerhalb von zwei Jah-
ren nach Inkrafttreten der 
Änderung vom ... auf einen 
Standard für die elektronische 
Übermittlung der Rechnungen 
nach Artikel 42 Absatz 3ter 
einigen, so legt der Bundesrat 
den Standard fest.
4 Beträge, die die Inhaberinnen 
der Zulassung als Rückerstat-
tungen infolge der Überprü-
fung der Wirtschaftlichkeit von 
Arzneimitteln der Spezialitä-

III III III

... ......

Mehrheit Minderheit (Meyer Mattea, ...)
1 Festhalten (= streichen)
(siehe Art. 37a, ...)

1 Gemäss Bundesrat
(siehe Art. 37a, ...)

1 Streichen
(siehe Art. 37a, ...)

1 Gemäss Ständerat
(siehe Art. 37a, ...)
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tenliste gemäss bisherigem 
Recht dem Insolvenzfonds 
zurückerstattet haben, werden 
beim Inkrafttreten der Ände-
rung vom ... dem Fonds für 
Rückerstattungen nach Artikel 
18 Absatz 2septies Buchstabe b 
KVG übertragen.

5 Artikel 52c gilt auch für die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Änderung vom ... hängi-
gen Verfahren um Zugang zu 
amtlichen Dokumenten.

 

Mehrheit Minderheit (Silberschmidt, ...)
5 Gemäss Ständerat 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

5 Streichen 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

Mehrheit Minderheit (Aeschi Thomas, 
...)

5bis Bisher in die Liste nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b aufgenommene Produkte 
fallen im Umfang des vor dem 
Inkrafttreten der Regelung von 
Artikel 52e erzielten Umsatzes 
für zwei Jahre nicht unter die 
Regelung von Artikel 52e.

5bis Streichen (siehe Entwurf 2)

5ter Das BAG evaluiert die 
Umsetzung und die Auswir-
kungen der Ausgleichsmodelle 
im Sinne von Artikel 52e Ab-
sätze 1 und 2, namentlich 
betreffend die Einsparungen, 
den Zugang zu neuen Arznei-
mitteln und die Verzögerungen 
bei der Einreichung beim 
Schweizerischen Heilmittelins-
titut sowie beim Marktzugang, 
und legt spätestens vier Jahre 
nach Ablauf der Frist gemäss 
Ziffer III Absatz 5bis einen ent-
sprechenden Bericht vor.
(siehe Art. 52e, ...)

5ter Streichen (siehe Entwurf 2) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52e, ...)
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IV

1 Dieses Gesetz untersteht 
dem fakultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das 
Inkrafttreten.

Mehrheit Minderheit (Crottaz, Alijaj, 
Gysi Barbara, Marti Samira, 
Meyer Mattea, Porchet,  
Prelicz-Huber)

6 Der Bundesrat wird beauf-
tragt, die nationale ambulante 
Tarifstruktur dahingehend zu 
ändern, dass eine Höchstgren-
ze für die pro Arbeitstag verre-
chenbaren Taxpunkte des 
ärztlichen Teils festgelegt wird. 
Diese Änderung setzt er nach 
Konsultation der Tarifpartner 
per 1. Januar 2025 um.

6 Gemäss Ständerat, aber:  
 
 
 
 
 
 
                                   ... nach 
Konsultation der Tarifpartner 
per 1. Januar 2027 um. 

6 Streichen

7 Der Bundesrat evaluiert die 
Auswirkungen der Änderung 
vom ... und erstattet dem Par-
lament spätestens sechs Jah-
re nach Inkrafttreten dieser 
Änderung Bericht.
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Anhang
(Ziff. II)

Änderung anderer  
Erlasse
Die nachstehenden Erlasse 
werden wie folgt geändert:

1. Bundesgesetz vom 
19. Juni 19597 über die 
Invalidenversicherung

7		 SR 831.20

Anhang
(Ziff. II)

Anhang
(Ziff. II)

Anhang
(Ziff. II)

1. ...1. ... 1. ...

Art. 14ter	 Bezeichnung 
der Leistungen

Art. 14ter Art. 14ter

1 Der Bundesrat bestimmt:
a.	 die Voraussetzungen der 

medizinischen Eingliede-
rungsmassnahmen nach 
Artikel 12 Absatz 3;

b.	 die Geburtsgebrechen, für 
die medizinische Massnah-
men nach Artikel 13 ge-
währt werden;

c.	 die medizinischen Pflege-
leistungen, für die die Kos-
ten übernommen werden.

2 Er kann vorsehen, dass die 
Kosten für medizinische Ein-
gliederungsmassnahmen nach 
Artikel 12 übernommen wer-
den, die den Grundsätzen 
nach Artikel 14 Absatz 2 nicht 
entsprechen, wenn diese 
Massnahmen für die Einglie-
derung notwendig sind. Er 
bestimmt Art und Umfang der 
Massnahmen.
3 Er kann die Vergütung von 
Arzneimitteln regeln, die:

3 ... 3 ...

a.	 angewendet werden:
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1.	 ausserhalb der durch 
das Schweizerische 
Heilmittelinstitut zuge-
lassenen Fachinforma-
tion, oder

2.	 ausserhalb des Indika-
tionsbereichs, der in 
der Spezialitätenliste 
oder in der gestützt auf 
Absatz 5 erstellten 
Liste festgehalten ist;

b.	 in der Schweiz zugelassen 
sind, jedoch nicht in der 
Spezialitätenliste oder in 
der gestützt auf Absatz 5 
erstellten Liste aufgenom-
men sind; oder

b.	 ... 
 
 
                                   ... 
erstellten Liste oder in den 
provisorischen Listen nach 
Artikel 52d Absatz 1 KVG 
oder Artikel 14sexies Absatz 
1 aufgenommen sind; oder

Mehrheit Minderheit (Amaudruz, ...)
bbis.	 aufgrund der in Artikel 

14sexies Absatz 2bis oder 
Artikel 52d Absatz 2bis KVG 
genannten Gründen nicht 
mehr in den provisorischen 
Listen nach Artikel 14sexies 
oder Artikel 52d Absatz 1 
KVG aufgeführt sind. Eine 
weitere Vergütung ist wäh-
rend maximal fünf Jahren 
zulässig. Der Preis der 
provisorischen Liste darf 
dabei nicht überschritten 
werden; oder

(siehe Art. 52d, ...)

bbis.	 Streichen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52d Abs. 2bis, ...)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52d Abs. 2bis, ...)
c.	 in der Schweiz nicht zuge-

lassen sind.
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Einfügen vor dem Gliede-
rungstitel IIbis

Art. 14quater	 Rückerstattun-
gen

1 Bei der Festlegung des Prei-
ses der Arzneimittel nach 
Artikel 14ter Absatz 5 kann 
das zuständige Bundesamt, 
soweit dies für die Einhaltung 
der Grundsätze nach Artikel 
32 KVG erforderlich ist, für die 
Inhaberin der Zulassung die 
Pflicht vorsehen, einen Teil 
des Arzneimittelpreises oder 
der Kosten dem IV-Ausgleichs-
fonds nach Artikel 79 zurück-
zuerstatten.

4 Er kann die Aufgaben nach 
den Absätzen 1−3 dem Eidge-
nössischen Departement des 
Innern (EDI) oder dem Bun-
desamt für Sozialversicherun-
gen (BSV) übertragen.
5 Das zuständige Bundesamt 
erstellt eine Liste der Arznei-
mittel zur Behandlung von 
Geburtsgebrechen nach Arti-
kel 13, einschliesslich der 
Höchstpreise, sofern sie nicht 
bereits auf der Spezialitätenlis-
te nach Artikel 52 Absatz 1 
Buchstabe b KVG aufgeführt 
sind.

Art. 14quater Art. 14quater Art. 14quater

1 ... 
 
                                         ... 
das zuständige Bundesamt 
auf Antrag der Zulassungsin-
haberin, soweit dies ...

1 ... 
 
                                        ... 
das zuständige Bundesamt 
ausnahmsweise, soweit dies 
...
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2 Bei der Festlegung des Prei-
ses der Arzneimittel nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b KVG kann das Bundesamt 
für Gesundheit, soweit dies für 
die Einhaltung der Grundsätze 
nach Artikel 32 KVG erforder-
lich ist, für die Inhaberin der 
Zulassung die Pflicht vorse-
hen, einen Teil des Arzneimit-
telpreises oder der Kosten 
dem IV-Ausgleichsfonds nach 
Artikel 79 zurückzuerstatten.

3 Der Bundesrat regelt:
a.	 die Voraussetzungen, 

unter denen Rückerstattun-
gen vorgesehen werden 
können;

b.	 die Berechnung und die 
Modalitäten der Rücker-
stattungen;

c.	 die Aufteilung der dem 
IV-Ausgleichsfonds nach 
Artikel 79 einbezahlten 
Beträge zwischen der 
Invalidenversicherung und 
den Kantonen aufgrund 
der Kostenvergütung von 
stationären Behandlungen 
nach Artikel 14bis.

4 Beschwerden von Versiche-
rern nach dem Krankenversi-
cherungsaufsichtsgesetz vom 
26. September 20148 oder von 
Kantonen gegen Verfügungen 
nach den Absätzen 1 und 2 
haben keine aufschiebende 
Wirkung.

8	SR 832.12

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52b Abs. 1 und 2)

2 ... 
 
 
                 ... das Bundesamt 
für Gesundheit auf Antrag der 
Zulassungsinhaberin, soweit 
dies ... 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52b Abs. 1 und 2)

2 ... 
 
 
                ... das Bundesamt 
für Gesundheit ausnahmswei-
se, soweit dies ... 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52b Abs. 1 und 2)
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Art. 14quinquies	Bekanntgabe 
und Vertraulich-
keit von Infor-
mationen betref-
fend Rückerstat-
tungen

1 Das zuständige Bundesamt 
kann Organen der Invaliden-
versicherung, Organen einer 
anderen Sozialversicherung 
und weiteren Personen, Stel-
len und Behörden die mit 
Rückerstattungen verbunde-
nen Daten bekannt geben, die 
für die Wahrnehmung der 
Rückerstattungsansprüche 
oder aus einem anderen 
Grund für den Vollzug dieses 
Gesetzes erforderlich sind. 
Der Bundesrat regelt die Ein-
zelheiten der Bekanntgabe.

2 Informationen nach Absatz 1 
dürfen Dritten nicht zugänglich 
gemacht werden. 

3 Die zuständige Behörde 
verweigert den Zugang zu 
Informationen nach Absatz 1 
in Verfahren gemäss dem 
Öffentlichkeitsgesetz vom 
17. Dezember 20049 oder 
entsprechenden kantonalen 
Regelungen. 

9	SR 152.3

Art. 14quinquiesArt. 14quinquies Art. 14quinquies

Mehrheit Minderheit (Silberschmidt, ...)
2 Der Bundesrat kann vorse-
hen, dass Informationen nach 
Absatz 1 Dritten nicht zugäng-
lich gemacht werden dürfen.

2 Streichen 2 Gemäss Ständerat

3 Dürfen die Informationen 
nach Absatz 1 nicht zugäng-
lich gemacht werden, so ver-
weigert die zuständige Behör-
de den Zugang in Verfahren 
gemäss dem Öffentlichkeitsge-
setz vom 17. Dezember 2004 
oder entsprechenden kantona-
len Regelungen.

3 Gemäss Ständerat3 Streichen
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(Mehrheit) (Minderheit (Silberschmidt, 
...))

4 Das zuständige Bundesamt 
publiziert regelmässig einen 
von einer unabhängigen Stelle 
erarbeiteten Bericht über die 
Umsetzung der Preismodelle 
nach Artikel 14quater.
(siehe Art. 52c, ...)

 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

4 Streichen 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

4 Gemäss Ständerat 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)
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Art. 14sexies	 Vorläufige 
Vergütung 
von Arznei-
mitteln

Art. 14sexies

Mehrheit Minderheit I 
(Silberschmidt, ...)

Minderheit II 
(Amaudruz, ...)

1 Produkte nach Artikel 
14ter Absatz 5 oder neue 
Indikationen, für welche 
ein grosser medizinischer 
Bedarf ausgewiesen ist 
und die vom Schweizeri-
schen Heilmittelinstitut 
den Status für eine Be-
handlung im beschleunig-
ten Verfahren erhalten 
haben, können auf Antrag 
der designierten Zulas-
sungsinhaberin und nach 
Anhören der zuständigen 
Kommission per Datum 
der Zulassung durch das 
Schweizerische Heilmitte-
linstitut zu einem vom 
zuständigen Bundesamt 
festgelegten provisori-
schen Preis befristet mit 
der Auflage einer mögli-
chen Rückerstattungs-
pflicht in eine provisori-
sche Liste von vergüteten 
Arzneimitteln aufgenom-
men und vergütet werden.
(siehe Art. 52d Abs. 1)

1 ... 
 
 
 
 
 
                                   ... 
den Status für  eine Be-
handlung in einem der 
beschleunigten Verfahren 
erhalten haben, können 
auf Antrag der designier-
ten Zulassungsinhaberin 
per Datum der Zulassung 
durch das Schweizerische 
Heilmittelinstitut zu ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52d Abs. 1)

1 ... 
 
 
 
 
          ... vom Schweizeri-
schen Heilmittelinstitut 
einen fast track Status 
erhalten haben, werden 
auf Antrag der designier-
ten Zulassungsinhaberin 
per Datum der Zulassung 
durch das Schweizerische 
Heilmittelinstitut zu einem 
vom zuständigen Bundes-
amt festgelegten proviso-
rischen Preis befristet mit 
der Auflage einer mögli-
chen Rückerstattungs-
pflicht in eine provisori-
sche Liste von vergüteten 
Arzneimitteln aufgenom-
men und vergütet. Diese 
provisorische Liste hat 
dieselbe Wirkung wie die 
Liste gemäss Artikel 14ter 

Absatz 5.
(siehe Art. 52d Abs. 1)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52d Abs. 1)
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2 Das zuständige Bundesamt 
entscheidet innerhalb von 24 
Monaten nach einer provisori-
schen Aufnahme gemäss 
Absatz 1 über eine allfällige 
definitive Aufnahme in die 
Liste gemäss Artikel 14ter Ab-
satz 5. Das zuständige Bun-
desamt geht wie folgt vor:
a.	 ist die Zulassungsinhaberin 

mit der Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit durch 
das zuständige Bundesamt 
einverstanden, heisst das 
zuständige Bundesamt die 
definitive Aufnahme gut;

b.	 lehnt die Zulassungsinha-
berin die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit durch 
das zuständige Bundesamt 
ab, weist das zuständige 
Bundesamt die definitive 
Aufnahme ab.

Mehrheit Minderheit (Amaudruz, ...)
2bis Zieht die Zulassungsinha-
berin ihr Gesuch um definitive 
Aufnahme eines Produkts, das 
auf der provisorischen Liste 
geführt ist, zurück oder weist 
das zuständige Bundesamt die 
definitive Aufnahme ab, so 
können zurückgezogene oder 
zurückgewiesene Gesuche 
sowie der zuletzt vergütete 
Preis den Adressaten gemäss 
Artikel 14quinquies Absatz 1 be-
kannt gegeben werden.

2bis Streichen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52d Abs. 2bis, ...)

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52d Abs. 2bis, ...)
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3 In beiden Fällen gemäss 
Absatz 2 legt das zuständige 
Bundesamt die Differenz zwi-
schen dem Preis der vorläufi-
gen Aufnahme und dem als 
wirtschaftlich erachteten Preis 
fest. Die Zulassungsinhaberin 
ist verpflichtet, den während 
der Zeit gemäss Absatz 2 
erzielten Mehrumsatz gemäss 
der übernommenen Finanzie-
rung an den Ausgleichsfonds 
nach Artikel 79 IVG zurückzu-
erstatten. Die Zulassungsinha-
berin ist zur Bekanntgabe der 
Verkaufszahlen verpflichtet. 
Sollte ein Minderumsatz durch 
einen zu tief festgelegten pro-
visorischen Preis resultieren, 
wird dieser in einer befristeten 
Zeit nach der definitiven Auf-
nahme kompensiert.
4 Informationen zur Differenz 
nach Absatz 3, zum von der 
Zulassungsinhaberin zurücker-
statteten Mehrumsatz sowie 
damit zusammenhängende 
Informationen sind vom Öffent-
lichkeitsgesetz vom 17. De-
zember 2004 oder entspre-
chenden kantonalen 
Regelungen ausgenommen. 
Artikel 14quinquies Absatz 1 gilt 
sinngemäss.
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5 Der Bundesrat erlässt Aus-
führungsbestimmungen. Er 
sieht insbesondere vor, dass 
das zuständige Bundesamt 
und die Zulassungsinhaberin 
bereits vor der vorläufigen 
Aufnahme in einen Dialog 
hinsichtlich der Beurteilung der 
Aufnahmebedingungen treten. 
Die Ergebnisse solcher Vorab-
klärungen werden protokolliert.
(siehe Art. 52d, ...)
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Art. 14septies	 Ausgleich an die 
Invalidenversi-
cherung bei 
grossen Markt-
volumen

Art. 14septies

Mehrheit Minderheit (Aeschi Thomas, 
...)
Streichen (siehe Entwurf 2)

1 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 14ter Absatz 5 ein gros-
ses Marktvolumen in der 
Schweiz, kann die Inhaberin 
der Zulassung anlässlich der 
nächsten Überprüfung der 
Aufnahmebedingungen ver-
pflichtet werden, einen ange-
messenen Teil des tatsächlich 
erzielten Umsatzes an die 
Invalidenversicherung auszu-
gleichen. Das zuständige 
Bundesamt berücksichtigt 
bezüglich der Verpflichtung 
zum Ausgleich bereits beste-
hende Auflagen zu Mengen 
und Umsätzen sowie die Ver-
sorgungssicherheit.

1 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 14ter Absatz 5 ein gros-
ses Marktvolumen in der 
Schweiz, kann die Inhaberin 
der Zulassung bei der Aufnah-
me in die Liste nach Artikel 
14ter Absatz 5 IVG oder anläss-
lich der nächsten Überprüfung 
der Aufnahmebedingungen 
verpflichtet werden, einen 
angemessenen Teil des tat-
sächlich erzielten Umsatzes 
an die Invalidenversicherung 
auszugleichen. Das zuständi-
ge Bundesamt berücksichtigt 
bei der Verfügung bezüglich 
der Verpflichtung zum Aus-
gleich bereits bestehende 
Auflagen zu Mengen und Um-
sätzen, die Versorgungssi-
cherheit, produktspezifische 
Gegebenheiten bei der Her-
stellung und beim Vertrieb, 
sowie die Anzahl vergüteter 
Indikationen angemessen.
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(Mehrheit) (Minderheit (Aeschi Thomas, 
...))

2 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b KVG ein grosses Marktvolu-
men in der Schweiz, kann die 
Inhaberin der Zulassung an-
lässlich der nächsten Überprü-
fung der Aufnahmebedingun-
gen verpflichtet werden, einen 
angemessenen Teil des tat-
sächlich erzielten Umsatzes 
an die Invalidenversicherung 
auszugleichen. Das zuständi-
ge Bundesamt berücksichtigt 
bezüglich der Verpflichtung 
zum Ausgleich bereits beste-
hende Auflagen zu Mengen 
und Umsätzen sowie die Ver-
sorgungssicherheit.

2 Erreicht ein Arzneimittel nach 
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe 
b KVG ein grosses Marktvolu- 
men in der Schweiz, kann die 
Inhaberin der Zulassung bei 
der Aufnahme in die Speziali-
tätenliste oder anlässlich der 
nächsten Überprüfung der 
Aufnahmebedingungen ver-
pflichtet werden, einen ange-
messenen Teil des tatsächlich 
erzielten Umsatzes an die 
Invalidenversicherung auszu-
gleichen. Das zuständige 
Bundesamt berücksichtigt bei 
der Verfügung bezüglich der 
Verpflichtung zum Ausgleich 
bereits bestehende Auflagen 
zu Mengen oder Umsätzen, 
die Versorgungssicherheit, 
produktspezifische Gegeben-
heiten bei der Herstellung und 
beim Vertrieb, sowie die An-
zahl vergüteter Indikationen 
angemessen.

3 Für die Vertraulichkeit der 
Ausgleiche gilt Artikel 14quinquies 
sinngemäss.
4 Der Bundesrat regelt die 
Einzelheiten.
(siehe Art. 52e, ...)

 

(siehe Art. 52e, ...)

 

(siehe Art. 52e, ...)
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Einfügen nach dem Gliede-
rungstitel IIbis

Art. 14sexies

Bisheriger Art. 14quater

Art. 14quater Art. 14octies Art. 14octies

Mehrheit Minderheit (Aeschi Thomas, 
...)
Streichen (siehe Entwurf 2)
(siehe Art. 52e, ...)(siehe Art. 52e, ...)

1 Anspruch auf Beratung und 
Begleitung hat die versicherte 
Person und ihr Arbeitgeber, 
sofern:

Bisheriger Art. 14quater

a.	 die versicherte Person 
Anspruch auf eine Einglie-
derungsmassnahme nach 
Artikel 8 Absatz 3 Buchsta-
be ater oder b hat; oder

b.	 der Anspruch der versi-
cherten Person auf eine 
Rente geprüft wird.

2 Der Anspruch entsteht frü-
hestens zum Zeitpunkt, in dem 
die IV-Stelle feststellt, dass 
eine Integrationsmassnahme 
zur Vorbereitung auf die beruf-
liche Eingliederung, eine 
Massnahme beruflicher Art 
oder die Prüfung des An-
spruchs auf eine Rente ange-
zeigt ist.
3 Versicherte, deren letzte 
Massnahme nach Absatz 1 
Buchstabe a abgeschlossen 
ist, und deren Arbeitgeber 
haben ab dem die Massnah-
me abschliessenden Ent-
scheid der IV-Stelle noch wäh-
rend längstens drei Jahren 
Anspruch auf Beratung und 
Begleitung.
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4 Versicherte, deren Rente 
nach Abschluss der Massnah-
men nach Artikel 8a Absatz 2 
aufgehoben wird, und deren 
Arbeitgeber haben ab dem 
Entscheid der IV‑Stelle noch 
während längstens drei Jahren 
Anspruch auf Beratung und 
Begleitung.
5 Der Bundesrat kann Höchst-
beträge festlegen, die den 
IV-Stellen für Beratung und 
Begleitung zur Verfügung 
stehen.

Art. 67	 Kostenvergü-
tung

Art. 67

1 Die Versicherung vergütet 
folgende Kosten:
a.	 die Betriebskosten, die den 

IV-Stellen einschliesslich 
der regionalen ärztlichen 
Dienste aus dem Vollzug 
dieses Gesetzes im Rah-
men einer rationellen Be-
triebsführung entstehen; 
die Vergütung der Kosten 
kann von den erbrachten 
Leistungen und den erziel-
ten Resultaten abhängig 
gemacht werden;

b.	 die Kosten, die dem BSV 
aus den ihm vom Bundes-
rat nach Artikel 53 zuge-
wiesenen Durchführungs-
aufgaben und aus der 
Wahrnehmung der Aufsicht 
entstehen.
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1bis Der Bundesrat kann vorse-
hen, dass die Kosten, die 
durch die Erstellung der Liste 
der Arzneimittel nach Artikel 
14ter Absatz 5 entstehen, durch 
die Versicherung vergütet 
werden.

1bis ... 
 
 
                     ... nach Artikel 
14ter Absatz 5 oder Artikel 
14sexies entstehen, durch ...
(siehe Art. 52d, ...)

2 Das EDI bestimmt die anre-
chenbaren Kosten des BSV.
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Übergangsbestimmung zur 
Änderung vom ...

Artikel 14quinquies Absätze 2 
und 3 gilt auch für die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens der 
Änderung vom ... hängigen 
Verfahren um Zugang zu amt-
lichen Dokumenten.

...... ...

Mehrheit Minderheit (Silberschmidt, ...)
Gemäss Ständerat 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

Streichen 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

 
 
 
 
 

(siehe Art. 52c, ...)

Mehrheit Minderheit (Aeschi Thomas, 
...)

2 Bisher in die Liste nach Arti-
kel 14ter Absatz 5 aufgenom-
mene Produkte fallen im Um-
fang des vor dem Inkrafttreten 
der Regelung von Artikel  
14septies erzielten Umsatzes für 
zwei Jahre nicht unter die 
Regelung von Artikel 14septies.

2 Streichen (siehe Entwurf 2)

3 Das zuständige Bundesamt 
evaluiert die Umsetzung und 
die Auswirkungen der Aus-
gleichsmodelle im Sinne von 
Artikel 14septies Absätze 1 und 
2, namentlich betreffend die 
Einsparungen, den Zugang zu 
neuen Arzneimitteln und die 
Verzögerungen bei der Einrei-
chung beim Schweizerischen 
Heilmittelinstitut sowie beim 
Marktzugang, und legt spätes-
tens vier Jahre nach Ablauf 
der Frist gemäss Übergangs-
bestimmung Absatz 2 einen 
entsprechenden Bericht vor.
(siehe Art. 52e, ...)

3 Streichen (siehe Entwurf 2) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(siehe Art. 52e, ...)
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Minderheit (Aeschi Thomas, ...)

Eintreten

Rückweisung an die Kommission mit 
dem Auftrag, Anhörungen zu den 
Kostenfolgemodellen durchzuführen.

2

Geltendes Recht
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Mehrheit

Nichteintreten

Bundesgesetz	
über die Kranken-  
versicherung
(Kostenfolgemodelle)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 7. September 
20221,
beschliesst:

1		 BBl 2022 2427
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

(Mehrheit) (Minderheit (Aeschi Thomas, ...))
I
Das Bundesgesetz vom 18. März 
19941 über die Krankenversicherung 
wird wie folgt geändert:

1		 SR 832.10

Art. 52e	 Ausgleich an die obli-
gatorische Kranken-
pflegeversicherung bei 
grossem Marktvolu-
men 

¹ Erreicht ein Arzneimittel nach Artikel 
52 Absatz 1 Buchstabe b ein grosses 
Marktvolumen in der Schweiz, kann 
die Inhaberin der Zulassung anläss-
lich der nächsten Überprüfung der 
Aufnahmebedingungen verpflichtet 
werden, einen angemessenen Teil 
des tatsächlich erzielten Umsatzes 
an die obligatorische Krankenpflege-
versicherung auszugleichen. Das 
BAG berücksichtigt bezüglich der 
Verpflichtung zum Ausgleich bereits 
bestehende Auflagen zu Mengen 
oder Umsätzen sowie die Versor-
gungssicherheit. 
² Erreicht ein Arzneimittel nach Artikel 
14ter Absatz 5 des Bundesgesetzes 
vom 19. Juni 19591 über die Invali-
denversicherung ein grosses Markt-
volumen in der Schweiz, kann die 
Inhaberin der Zulassung anlässlich 
der nächsten Überprüfung der Auf-
nahmebedingungen verpflichtet wer-
den, einen angemessenen Teil des 
tatsächlich erzielten Umsatzes an die 
obligatorische Krankenpflegeversi-
cherung auszugleichen. Das BAG 
berücksichtigt bezüglich der Ver-
pflichtung zum Ausgleich bereits

1	 	 SR 831.20
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

(Mehrheit) (Minderheit (Aeschi Thomas, ...))

bestehende Auflagen zu Mengen 
oder Umsätzen sowie die Versor-
gungssicherheit.
³ Für die Vertraulichkeit der Ausglei-
che gelten Artikel 52b Absatz 5 und 
Artikel 52c sinngemäss.
⁴ Der Bundesrat regelt die Einzelhei-
ten.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

(Mehrheit) (Minderheit (Aeschi Thomas, ...))
II 
Das Bundesgesetz vom 19. Juni 
19591 über die Invalidenversicherung 
wird wie folgt geändert:

1		 SR 831.20

Art. 14septies	 Ausgleich an die Invali-
denversicherung bei 
grossen Marktvolumen 

¹ Erreicht ein Arzneimittel nach Artikel 
14ter Absatz 5 ein grosses Marktvolu-
men in der Schweiz, kann die Inha-
berin der Zulassung anlässlich der 
nächsten Überprüfung der Aufnah-
mebedingungen verpflichtet werden, 
einen angemessenen Teil des tat-
sächlich erzielten Umsatzes an die 
Invalidenversicherung auszuglei-
chen. Das zuständige Bundesamt 
berücksichtigt bezüglich der Ver-
pflichtung zum Ausgleich bereits 
bestehende Auflagen zu Mengen und 
Umsätzen sowie die Versorgungssi-
cherheit.
² Erreicht ein Arzneimittel nach Artikel 
52 Absatz 1 Buchstabe b KVG ein 
grosses Marktvolumen in der 
Schweiz, kann die Inhaberin der 
Zulassung anlässlich der nächsten 
Überprüfung der Aufnahmebedingun-
gen verpflichtet werden, einen ange-
messenen Teil des tatsächlich erziel-
ten Umsatzes an die Invalidenver- 
sicherung auszugleichen. Das zu-
ständige Bundesamt berücksichtigt 
bezüglich der Verpflichtung zum 
Ausgleich bereits bestehende Aufla-
gen zu Mengen und Umsätzen sowie 
die Versorgungssicherheit. 
³ Für die Vertraulichkeit der Ausglei-
che gilt Artikel 14quinquies sinngemäss.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

(Mehrheit) (Minderheit (Aeschi Thomas, ...))
⁴ Der Bundesrat regelt die Einzelhei-
ten.

III
¹ Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum. 
² Der Bundesrat bestimmt das In-
krafttreten.
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